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A. Problem 

Mit der Mitteilung wird ein Paket von Maßnahmen vorgeschlagen, 
mit denen es den einzelstaatlichen Verwaltungen und den Institu- 
tionen und Organen der Gemeinschaft ermöglicht werden soll, 
durch den Aufbau und den Einsatz eines geeigneten transeuropäi- 
schen Telematikverbunds die für das Funktionieren des Binnen- 
marktes und die Durchführimg der gemeinsamen Politiken erfor- 
derlichen Informationen zu verarbeiten und auszutauschen. 


B. Lösung 

Die Bimdesregierung wird gebeten, in Brüssel darauf hinzuwirken, 
daß von verbindlichen Regelungen und Maßnahmen sowie von 
Förderprogrammen der Gemeinschaft betreffend den transeuro- 
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päischen Telematikverbund von Verwaltungen abgesehen wird. 
Vor weiteren Überlegungen muß eine gründliche Bedarfsanalyse 
durchgeführt werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschiußempfehiung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß von verbindlichen Regelungen und 
Maßnahmen sowie von Förderprogrammen der Gemeinschaft 
betreffend den trans europäischen Telematikverbund von Verwal- 
tungen abgesehen wird. Vor weiteren Überlegimgen muß eine 
gründliche Bedarfsanalyse durchgeführt werden. 


Boim, den 27. Januar 1994 


Der Innenausschuß 

Hans Gottfried Bemrath Dorle Marx Franz Heinrich Krey 

Vorsitzender Berichterstatterin Berichterstatter 


Wolfgang Lüder 
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Zusammenfassung 

Die nachstehend vorgeschlagenen Maßnahmen sol- 
len es einzelstaatlichen Verwaltimgen und Gemein- 
schaftsorganen ermöglichen, die für das Fimktionie- 
ren des Binnenmarktes und gemeinsame politische 
Aktionen notwendigen Informationen über den trans- 
europäischen Telematikverbimd zu verarbeiten und 
auszutauschen. 

Das hohe Aufkommen und die Vielfalt von Informa- 
tionen, die die Verwaltungen innerhalb bestimmter 
Fristen verarbeiten bzw. austauschen müssen, lassen 
sich nur mit hochentwickelten EDV- Systemen imd 
Telekommunikationsnetzen bewältigen. 

Gemäß den Bestimmimgen der Verträge imd auf- 
grund der Aktionen, die seit mehreren Jahren über 
gemeinschaftliche Pilotprogramme durchgeführt 
werden, schlägt die Kommission zur Verwirklichimg 
dieser Ziele vier Maßnahmenkomplexe vor. 

Zimächst die Festlegimg von Leitlinien für Aktionen, 
die die Verwaltimgen der Mitgliedstaaten und der 
Gemeinschaft zur Implementierung des transeuropäi- 
schen Telematikverbunds durchführen müssen, über 
den sie die erforderlichen Informationen verarbeiten 
und austauschen können. Damit werden die gemein- 
samen Ziele, Prioritäten und Gnmdzüge der geplan- 
ten Aktionen sowie Projekte von gemeinsamem Inter- 
esse festgelegt. 

Zweitens die Verabschiedung einer mehrjährigen 
Aktion mit der Bezeichnung IDA {Interchange of Data 
between Adnünistrations) als Gemeinschaftsbeitrag 
zur Durchführung der Projekte von gemeinsamem 
Interesse und Aktionen, die die Interoperabilität der 
betreffenden transeuropäischen Netze erfordert. Die 
Aktion IDA finanziert sämtliche Vorarbeiten, Durch- 
führbarkeitsstudien und Harmonisierungsmaßnah- 
men für Projekte von gemeinsamem Interesse sowie 
einen geringen Teil der Ausgaben, die durch den 
Aufbau und Betrieb von Netzen für prioritäre Projekte 
zur Vollendung des Binnenmarktes nach dem Subsi- 
diaritätsprinzip entstehen. 

Drittens die Einsetzung eines hochrangigen Koordi- 
nierungsausschusses, der die Kommission bei der 
Durchführung der mehrjährigen Aktion IDA unter- 
stützt. 

Schließlich schlägt die Kommission vor, Sondienmgs- 
gespräche mit Drittstaaten, insbesondere den EFTA- 
Ländem einzuleiten, um festzustellen, inwieweit die 
Ausdehnung des Telematikverbunds auf diese Län- 
der die Verwaltung des Europäischen Wirtschafts - 
raums erleichtern könnte. 

Als Anlage sind zwei Entwürfe für Ratsentscheidun- 
gen über die Leitlinien bzw. die mehrjährige Aktion 
IDA beigefügt. 


I. Telematikverbund von Verwaltungen: 
Notwendigkeit eines neuen Konzepts zur 
Integration und Erweiterung der laufenden 
Aktionen 

1 . Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten müs- 
sen wirksame Maßnahmen ergreifen, um die einge- 
gangenen Verpflichtungen innerhalb der festgeleg- 
ten Fristen zu erfüllen. Dabei handelt es sich vor allem 
um die Aufhebung der Kontrollen an den Binnengren- 
zen der Gemeinschaft und generell um die Verwirk- 
lichung der vier Grundfreiheiten — des freien Per- 
sonen-, Waren-, Kapital- und Dienstleistungsver- 
kehrs — sowie um gemeinsame politische Maßnah- 
men. Die zunehmende Komplexität und schrittweise 
Integration der Entscheidungsabläufe auf Gemein- 
schaftsebene erfordern ferner eine effizientere Gestal- 
tung der entsprechenden Mechanismen. 

Die Entwicklung der Europäischen Union führt zur 
Festlegimg zahlreicher neuer Regeln in der Gemein- 
schaft; daher sind Systeme einzuführen, die die 
Anwendung und Wirksamkeit dieser Regeln ermög- 
lichen. 

2 . Bei den Maßnahmen, die diese Entwicklung erfor- 
dert, muß gewährleistet sein, daß die Verwaltungen 
der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft zur Verar- 
beitung und zum Austausch der entsprechenden 
Informationen optimale Werkzeuge, Systeme und 
Telematiknetze einsetzen. 

Werden diese Maßnahmen nicht ordnungsgemäß und 
fristgerecht durchgeführt, so wird es den Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft vor allem an effizienten 
Mitteln zur Betrugsfahndung und -bekämpfung feh- 
len, sobald die herkömmlichen Kontrollen durch den 
grenzfreien Europäischen Wirtschaftsraum aufgeho- 
ben werden. 

3 . Die Wahrnehmung der gemeinschaftlichen Auf- 
gaben erfordert vor allem den gegenseitigen Zugang 
der Beteiligten zu den notwendigen Informationen für 
die laufende Abwicklung und Entscheidungsfindung. 
Dies führt unweigerlich zu einer erheblichen Zu- 
nahme der Datenmengen, die verarbeitet und aus- 
getauscht werden. 

Hierzu bieten sich mehrere Mittel an: Post, Telex und 
Telefon mögen gelegentlich ausreichen. Telefax 
könnte systematisch eingesetzt werden; jedoch wür- 
den die Ineffizienz und die Kosten eines solchen 
Vorgehens bald zu einem Hindernis für alle Benutzer 
werden. Angesichts der knappen Fristen und der 
komplexen Datenverarbeitung und -Übertragung 
erweist sich jedoch der Einsatz hochentwickelter 
Verarbeitimgs- und Kommunikationsmittel, die einen 
Telematikverbund von Verwaltungen bilden, aus Effi- 
zienz- und Kostengründen zumeist als unerläßlich. 

4 . Die Vollendung des Binnenmarktes und die Ent- 
wicklung der Europäischen Union eröffnen neue 
Wege zur Realisierung dieser Mittel. Die Gemein- 
schaft muß zunächst eine strategische Perspektive für 
die Entwicklung des Telematikverbunds von Verwal- 
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hingen erarbeiten. Diese soll dem ermittelten Benut- 
zerbedarf entsprechen imd die Verpflichtungen ab- 
decken, die Mitgliedstaaten imd Gemeinschaft zu- 
sammen eingehen müssen. Die Leitlinien definieren 
das Ziel der Gemeinschaft, die Prioritäten, die Haupt- 
aktionslinien zur Erreichung dieses Ziels sowie Pro- 
jekte von gemeinsamem Interesse, die zu dessen 
Verwirklichung beitragen. 

Innerhalb dieses generellen Rahmens werden in einer 
zweiten Phase die Merkmale eines Gemeinschafts- 
beitrags zur Durchführung dieser Leitlinien und vor 
allem der Projekte von gemeinsamem Interesse fest- 
gelegt. 

5 . Diese beiden Phasen sind Gegenstand der vorlie- 
genden Mitteilimg sowie der beigefügten Vorschläge 
für Ratsentscheidungen. 

Diese Dokumente sind im Zusammenhang mit den 
Perspektiven zu sehen, die in den Mitteilimgen 
KOM(92) 2000 und KOM(92) 20011) sowie in der 
Mitteilung an den Rat vom 10. Dezember 1990 zu 
einer europäischen Infrastruktur 2) beschrieben sind. 
Hinzu kommt die Mitteüung vom 2. Oktober 1991 
„über den notwendigen Informationsaustausch zwi- 
schen Verwaltimgen im Hinblick auf die Durchfüh- 
rung des Binnenmarktes" 3). 

6 . Mit dem vorstehend definierten zweiphasigen 
Globalkonzept, insbesondere der zweiten Phase (Ge- 
meinschaftsbeitrag zur Durchfühnmg der Projekte 
von gemeinsamem Interesse), sollen die derzeitigen 
Gemeinschaftsaktionen zur Datenverarbeitung imd 
-übertragimg zwischen Verwaltungen der Mitglied- 
staaten und/oder der Gemeinschaft integriert und 
bedarfsgerecht erweitert werden: Es handelt sich um 
die Programme CADDIA imd INSIS. Ferner kann bei 
der Entwicklung des transeuropäischen Telematik- 
verbunds von Verwaltungen auf den Ergebnissen des 
FTE-Programms ENS aufgebaut werden. Schließlich 
basieren die Telematikwerkzeuge für die Verwaltun- 
gen auf den Ergebnissen der Initiativen und Pro- 
gramme zum elektronischen Nachrichtenaustausch 
(insbesondere TEDIS). 

7 . Das Programm CADDIA^), das am 1. Juni 1992 
auslief, zielte darauf ab, die Aktionen der Mitglied- 
staaten und der Kommission in bezug auf Telematik- 
systeme zu koordinieren, die zur Überwachung der 
Ein- und Ausfuhren, zur Verwaltung und Finanzkon- 
trolle der Agrarmarktorganisation sowie zur Erfas- 
sung und Verbreitung statistischer Daten über den 
iimergemeinschaftlichen Handel eingesetzt werden. 
CADDIA war ein Vorläuferprogramm, das die natio- 
nalen Statistikbehörden einbezog und die Synergie 
zwischen den drei beteiligten Bereichen — Zoll, 
Landwirtschaft und Statistik — nutzte. Es leistete 
ferner einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung 
des Telematikverbunds von Verwaltungen, der durch 


1) KOM(91) 2000 und 2001 vom 12. Februar 1992. 

2) KOM(90) 585 endg. vom 10. Dezember 1990. 

3) SEK(91) 1752 endg. vom 2. Oktober 1991. 

'*) CADDIA: Cooperation dans l'Automatisation des Dorniges et 
de la Documentation dans les Importations/exportations et 
l'Agriculture. Beschluß des Rates vom 26. März 1985, am 
1. Juni 1987 verlängert für die Dauer von fünf Jahren. 


die Aufhebung der Binnengrenzkontrollen ab 1. Ja- 
nuar 1993 notwendig wird. 

8. Das Programm INSIS hingegen soll die Kommu- 
nikation zwischen den Gemeinschaftsorganen und 
-gremien sowie zwischen diesen und den Mitglied- 
sstaaten verbessern, wobei der Schwerpunkt auf dem 
koordinierten, harmonisierten Einsatz neuer Techno- 
logien der Datenverarbeitung xmd Telekommunika- 
tion liegt. Prioritäre Bereiche des Programms sind die 
elektronische Übermittlung von Texten, der Zugang 
zu gemeinschaftsrelevanten Informationen sowie Te- 
lekonferenzsysteme. An diesem Programm sind zahl- 
reiche Institutionen beteiligt: die Kommission, der Rat, 
das Parlament, der Gerichtshof, der Wirtschafts- imd 
Sozialausschuß sowie mehrere Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten, insbesondere die ständigen Vertre- 
tungen bei den Europäischen Gemeinschaften und 
einige einzelstaatiiche Stellen bzw. Ministerien. 

9 . Diese Tätigkeiten sind nunmehr in einen kohä- 
renten Rahmen einzubetten. Der Gemeinschaftsbei- 
trag zur Durchführung der Projekte von gemeinsa- 
mem Interesse muß die revidierten und ergänzten 
Programme CADDIA und INSIS integrieren und wei- 
tere Bereiche erfassen. Diese mehrjährige Gemein- 
schaftsaktion erhielt die Bezeichnung IDA (Inter- 
change of Data between Administrations) und ist in 
Kapitel IV beschrieben. 

10. Über das spezifische Programm „Allgemeinrele- 
vante Telematiksysteme " des dritten gemeinschaftli- 
chen FTE-Rahmenprogramms werden Aktionen zur 
koordinierten Entwicklung des elektronischen Daten- 
austausches zwischen Verwaltungen durchgeführt 
(Programm ENS: European Nervous System). Ziel der 
Tätigkeiten auf diesem Gebiet ist es, gemeinsame 
Anforderungen an elektronische Informationssysteme 
festzulegen, den Bedarf an Interoperabilität zwischen 
den Netzen der Mitgliedstaaten zu prüfen sowie 
pränormative Studien und Forschungsarbeiten durch- 
zuführen, um die Probleme der Kompatibilität und 
Interoperabilität von Netzen zu lösen. 

Diese Initiativen vmrden durch das Programm 
TEDIS ®) unterstützt, das unter anderem auf die Nor- 
mung des Nachrichteninhalts abzielt. 

Hinzu kamen zahlreiche Tätigkeiten, die sich im 
Rahmen der gemeinschaftlichen Normungspolitik auf 
dem Gebiet der Telekommunikation imd Informa- 
tionstechnologie entwickelten. 

1 1 . Mit hoher Wahrscheinlichkeit wird die Zimahme 
und Erweiterung der Telematiknetze zwischen Ver- 
waltungen neue technische Probleme aufwerfen und 
verstärkt eine Unterstützung durch die verschiedenen 
FTE- und Normungsarbeiten erfordern. Daher ist die 
Koordinierung zwischen diesen Aktionen und IDA 
systematisch fortzusetzen imd zu verstärken. 


5) INSIS: Inter-institutional integrated Services Information 
System. Beschluß des Rates 82/869 vom 13. Dezember 
1982. 

6) TEDIS: Trade Electronic Data Interchange System. Ratsbe- 
schlüsse 87/499/EWG vom 5. Oktober 1987 und 91/385/EWG 
vom 22. Juli 1991. 
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11. Leitlinien 

12 . Die Notwendigkeit einer engen Abstinunung 
zwischen allen Partnern bei der Realisierung des 
Telematikverbunds von Verwaltungen setzt die ge- 
meinsame Erarbeitimg von Leitlinien voraus, die den 
Rahmen für die Entwicklimg dieses Verbimds bilden. 
Darin werden Projekte von gemeinsamem Interesse 
festgelegt, die zur Verwirklichung des Ziels einer 
effizienten Verwalhmg des grenzfreien Gemein- 
schaftsraums nach einem Zeitplan beiträgt, der auf 
anerkannten Prioritäten basiert imd den Haupt- 
aktionslinien entspricht. Sie bilden beim derzeitigen 
Entwicklungsstand der Gemeinschaft einen brauch- 
baren Rahmen, müssen sich jedoch mit dem Ausbau 
der Europäischen Union schrittweise weiterentwik- 
keln lassen. 


A. Ziele 

13 . Ziel der Mitgliedstaaten imd der Gemeinschaft 
ist es, durch den gemeinsamen Einsatz von Telema- 
tikwerkzeugen, -Systemen imd -netzen zur effizienten 
Verwaltung eines Gemeinschaftsraums ohne Binnen- 
grenzen beizutragen. Dabei werden vor allem die 
Vollendimg und das reibungslose Funktionieren des 
Binnenmarktes und prioritär die Aufhebimg der Bin- 
nengrenzkontrollen angestrebt. Die Zielsetzimg um- 
faßt ferner die Verwirklichung und uneingeschränkte 
Wahrnehmung der vier Grundfreiheiten, die Durch- 
führung imd Koordinierung der gemeinsamen Politi- 
ken sowie die Verbesserung des Entscheidungspro- 
zesses in der Gemeinschaft. 

Besondere Aufmerksamkeit gUt der Stärkung des 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, wobei 
die Vorteile des gemeinsamen Wirtschaftsraums, ins- 
besondere in bezug auf Qualität und Leistung der 
Datenaustauschsysteme, allen Regionen der Gemein- 
schaft gleichermaßen zugute kommen müssen. Bei 
der Verwirklichung dieses Ziels sind auch die spezifi- 
schen Probleme von Insel-, Einschluß- und Randge- 
bieten der Gemeinschaft zu berücksichtigen. 

14 . Die Gemeinschaft kann nur da unterstützend 
eingreifen, wo ein eindeutiges Engagement der Mit- 
gliedstaaten vorhanden ist. Unter dieser Vorausset- 
zung soUen die koordinierten Initiativen der Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft im wesentlichen zur 
Realisierung von Datenaustauschsystemen beitragen, 
die es einzelstaatlichen Verwaltungen und Gemein- 
schaftsorganen gestatten, ihrer neuen Verantwortung 
gerecht zu werden. Es handelt sich um eine gemein- 
same, partnerschaftliche Aufgabe, bei der die Zustän- 
digkeiten und Pflichten der Beteiligten nach dem 
Subsidiaritäts- und Komplementaritätsprinzip klar 
abzugrenzen sind. 

B. Prioritäten 

1 5. Die Prioritäten stehen in engem Zusammenhang 
mit den obigen Zielen. 

Aus der Vollendung des Binnenmarktes ergibt sich 
ein erster Komplex von Prioritäten. Die Mitgliedstaa- 


ten, Gemeinschaftsorgane und -gremien benötigen 
umgehend bedarfsgerechte Telematiksysteme für 
den Datenaustausch, der durch die Aufhebung der 
Kontrollen an den Binnengrenzen und die Verschär- 
fung der Kontrollen an den Außengrenzen der 
Gemeinschaft notwendig wird. 

16 . Bei den Fristen, die sich aus dem Termin 1. Ja- 
nuar 1993 ergeben, war es nicht möglich, transeuro- 
päische Telekommunikationsdienste (elektronische 
Post, Datei transf er, universeller Zugang zu Datenban- 
ken) für die obengenannten prioritären Maßnahmen, 
die derzeit eingeführt werden, in ausreichendem 
Maße zu nutzen. Für die weiteren Arbeiten müssen 
diese Dienste jedoch unbedingt zur Verfügung ste- 
hen, um eine zufriedenstellende Interoperabilität der 
Telematiknetze zu gewährleisten und die kohärente 
Abwicklung der Projekte von gemeinsamem Interesse 
zu ermöglichen. Dies ist mithin eine absolute horizon- 
tale Priorität. 

1 7. Über die beiden vorgenannten Prioritäten hinaus 
werden die Prioritäten für spezifische Aktionen, die 
zur Durchführung der Projekte von gemeinsamem In- 
teresse beitragen, und der Zeitplan für die einzelnen 
Aktionen anhand wirtschaftlicher und politischer Kri- 
terien festgelegt. Diese sind im Rahmen der Koordi- 
nierung zwischen den Benutzern gemeinsam zu defi- 
nieren und den Fortschritten bei der Entwicklung der 
Union kontinuierlich anzupassen. 

Nachstehend werden die Bereiche erläutert, in denen 
Prioritäten zu setzen sind. 

Die Garantie der uneingeschränkten Ausübung der 
im Vertrag verankerten Gnmdfreiheiten erfordert 
Systeme, die den Datenaustausch zwischen einzel- 
staaüichen Verwaltungen, Gemeinschaftsorganen 
und -gremien, Wirtschaf tsteilnehmem und Einzelper- 
sonen ermöglichen, so daß ihnen die Vorteile eines 
Wirtschaftsraums ohne Binnengrenzen voll zugute 
kommen. 

Ein weiterer Abschnitt betrifft die Erarbeitung und 
Abwicklung gemeinsamer Politiken, die zum ein- 
wandfreien Funktionieren des grenzfreien Gemein- 
schaftsraums beitragen, z. B. die Entwicklung von 
Werkzeugen zur Abwicklung der gemeinsamen 
Agrar-, Umwelt-, Büdungs- und Gesundheitspolitik, 
die durch Telematiknetze zu unterstützen sind? ein 
solches Werkzeug ist vor allem das Statistikwesen. 

Die weitere Vollendung des Binnenmarktes nach der 
Aufhebung der Binnengrenzkontrollen schließlich 
erfordert eine Anpassung der gemeinschafüichen 
Entscheidungsabläufe, um den neuen Bedingungen 
hierfür Rechnung zu tragen. 

18 . Voraussetzung für die Implementierung derarti- 
ger Telematiknetze ist die Interoperabilität der Infor- 
mationssysteme, insbesondere der EDV-Anwendun- 
gen, sowie der EDV- Geräte, der entsprechenden 
Software und Telekommunikationsnetze. Diese Vor- 
aussetzung läßt sich nur mit kompatiblen Verwal- 
tungsmethoden und -mechanismen, durch Festle- 
gung gemeinsamer technischer Spezifikationen und 
Harmonisierung der Normen erfüllen. Mit diesen 
Maßnahmen wird mittelfristig die Weiterentwicklung 
und Konvergenz der lauffähigen Systeme zu einer 
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gemeinsamen Telematikarchitektur gefördert, die 
eine Optimierung der Informationsflüsse und Sen- 
kung der Betriebskosten ermöglicht. 


C. Hauptaktionslinien 

19. Der Aufbau und Betrieb des Telematikverbunds 
von Verwaltungen erfolgt über Aktionslinien in zwei 
Schwerpunktbereichen: spezifische Tätigkeiten der 
Verwaltungen einerseits und generische Aktivitäten 
andererseits, die der Harmonisierung bestimmter 
Aspekte der bereichsspezifischen Arbeiten dienen, 
um deren Kosten zu senken und sie durch verstärkte 
Interoperabilität effizienter zu gestalten. 

Diese Aktionslinien sind auf die Deckung des Benut- 
zerbedarfs ausgerichtet. Daher müssen sie auf einer 
partnerschaftlichen Beziehung zwischen den Benut- 
zern, insbesondere den betroffenen einzelstaatlichen 
Verwaltungen und den Gemeinschaftsorganen bzw. 
-gremien basieren. 

Im Rahmen dieser Partnerschaft ist bei der Durchfüh- 
rung der Aktionslinien jeweils zu prüfen, ob eine 
Intervention der Gemeinschaft nach dem Subsidiari- 
tätsprinzip gerechtfertigt ist. Vor allem kann die 
Gemeinschaft nicht die finanzielle Verantwortung der 
Mitgliedstaaten für den Betrieb ihres Teils des Netz- 
verbunds übernehmen. 

20. Eine erste Aktionslinie der bereichsspezifischen 
Tätigkeiten betrifft die Festlegung der Spezifikatio- 
nen für den Telematikverbund, die zur Durchführung 
der Projekte von gemeinsamem Interesse beitragen 
(siehe Kapitel II. D). Abgesehen von einigen Berei- 
chen im Zusammenhang mit dem freien Warenver- 
kehr, für die bereits Netze existieren, werden häufig 
Durchführbarkeitsstudien (ggf. mit einer Validie- 
rungsphase) erforderlich sein, um die technischen 
Spezifikationen für die einzelnen Telematiknetze zu 
erstellen, die jeweils einen spezifischen Bedarf an 
Informationsaustausch in einem bestimmten Verwal- 
tungsbereich decken sollen. 

Eine zweite Aktionslinie dient der technischen Reali- 
sierung dieser Netze durch die betreffenden Partner 
und ihrer Integration in ein und dasselbe Projekt von 
gemeinsamem Interesse. Ferner sind gemeinsame 
Initiativen einzuleiten, um die Inbetriebnahme spezi- 
fischer Telematiknetze zu beschleunigen, wenn sehr 
knappe Termine gemeinsame Sondermaßnahmen der 
einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen Verwaltun- 
gen erfordern. 

Die dritte Aktionslinie dient der Einfühnmg von 
Mechanismen imd Verfahren zur gemeinsamen Nut- 
zung der lauffähigen Netze imd zur Durchführung der 
Projekte von gemeinsamem Interesse (zu Fragen der 
Koordinierung siehe Kapitel V). Es bedarf einer logi- 
stischen Unterstützung sämtlicher Telematiktätigkei- 
ten der betreffenden Verwaltungen, um das Subsidia- 
ritätsprinzip möglichst effizient anzuwenden. Diese 
logistische Unterstützung muß das gesamte System 
flankieren und tragen, insbesondere durch eindeutige 
Verteilung der Zuständigkeiten imd Koordinierung 
der Pflichtenhefte, die von den Partnern vorgeschla- 
gen und verwaltet werden. 


21. Bei Tätigkeiten mit horizontalem Charakter 
betrifft eine erste Aktionslinie die Entwicklung und 
den Einsatz der Elemente, die eine hinreichende 
Interoperabilität gewährleisten, zunächst zwischen 
den Verwaltungen ein und desselben Bereichs, so- 
darm zwischen den Bereichen ein und desselben Pro- 
jekts von gemeinsamem Interesse und schließlich 
nach Möglichkeit zwischen allen betroffenen Verwal- 
tungen sämtlicher Gebiete. 

Diese horizontale Aktionslinie führt zur Erarbeitung 
gemeinsamer Architekturen nach einer generellen 
Strategie, die in erster Linie die Interoperabilität der 
Netze sicherstellen soll. Hierzu werden nach Möglich- 
keit bewährte Technologien und marktgängige Pro- 
dukte eingesetzt. Schließlich werden Werkzeuge 
(Normen, Netzarchitekturen, Unterstützung, Server 
usw.) übernommen, die die Zuverlässigkeit der Netze 
erhöhen und die Betriebskosten senken. Dabei ist 
pragmatisch vorzugehen, indem nach Möglichkeit 
vorhandene Werkzeuge eingesetzt bzw. neue Werk- 
zeuge entwickelt werden, die mit den vorhandenen 
kompatibel sind. 

In einer ersten Etappe wird über Durchführbarkeits- 
studien unter Zugrundelegung der Sachzwänge und 
des Benutzerbedarfs ein gemeinsamer Nenner für alle 
betroffenen Verwaltungsbereiche ermittelt. Dabei 
sind laufende Entwicklungen unbedingt zu berück- 
sichtigen. Im vorrangigsten Bereich — Aufhebung der 
Kontrollen an den Biimengrenzen — hat die Durch- 
führungsphase bereits begonnen: Einige Systeme 
sind ganz oder teilweise lauffähig; mehrere Netze 
werden zur Zeit realisiert bzw. abschnittweise vali- 
diert. Angesichts des Zeitdrucks und der Aufsplitte- 
rung der betreffenden Verwaltungen erfolgten diese 
Initiativen in der Regel unabhängig und vor allem 
ohne Gesamtperspektive. 

Daher ist bei gleichzeitiger Unterstützung der laufen- 
den Tätigkeiten die Konvergenz der Telematiknetze 
zu gemeinsamen Architekturen anzustreben. Hierzu 
werden die gemeinsamen Spezifikationen auf alle 
Beteiligten und auf sämtliche Aspekte der Datenver- 
arbeitung und -Übertragung ausgedehnt. 

Eine zweite horizontale Aktionslinie zielt darauf ab, 
den Benutzern Unterstützungsdienste zu liefern, die 
einen Verbund über transeuropäische Kommunika- 
tionsdienste mit bedarfsgerechten technischen Merk- 
malen (Normen, Zuverlässigkeit, Schutz) und admini- 
strativen Funktionen (Adressierung, Globalverfahren 
usw.) ermöglichen. Insbesondere ist die Entwicklung 
transeuropäischer Dienste wie elektronische Post, 
Zugang zu Datenbanken und Dateitransfer zu för- 
dern, die die Weiterleitung der Informationen zwi- 
schen den betreffenden Stellen gewährleisten. 

Eine dritte Aktionslinie dient der Aufklärung und 
Ausbildung der Benutzer. Die Aufklärung bezieht sich 
entweder auf den Telematikaustausch oder auf die 
gemeinsame Architektur. Damit sollen die Verwal- 
tungen, die von der Problematik europäischer Tele- 
matiknetze direkt oder indirekt betroffen sind, infor- 
miert und geschult werden. 

Eine vierte Aktionslinie betrifft die Beziehungen zwi- 
schen der Gemeinschaft und Drittländern. Im Rahmen 
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des Aufbaus und der Verwaltung des Europäischen 
Wirts chaftsraums sind dringend die Mechanismen der 
Zusammenarbeit zwischen den Verwaltimgen der 
Gemeinschaft und denen der EFTA-Länder eüizufüh- 
ren, die der Assozierungsvertrag erfordert. Ferner ist 
die Interoperabilität des gemeinschaftlichen Telema- 
tikverbunds auf die entsprechenden Netze dieser 
Länder auszudehnen (zur Zusammenarbeit mit Dritt- 
ländern siehe Kapitel III). 


D. Projekte von gemeinsamem Interesse 

22 . Projekte von gemeinsamem Interesse werden 
unmittelbar aufgrund einer Analyse der Verpflichtun- 
gen festgelegt, die etnzelstaatliche Verwaltungen und 
Gemeinschaftsorgane bzw. -gremien wahmehmen 
müssen: Die Regeln wurden aufgestellt; nun müssen 
die zuständigen Behörden in die Lage versetzt wer- 
den, sie anzuwenden. Die Implementierungsstrategie 
für die erforderlichen Netze muß daher einem Bedarf 
entsprechen, der sich aus den Verwaltungsfunktionen 
ergibt. 

23 . Ein Projekt von gemeinsamem Interesse kann 
einen Verbund spezifischer Telematiknetze nutzen, 
deren Interoperabihtät eine bestimmte Verwaltungs- 
funktion ermöglicht. So bildet beispielsweise das 
indirekte Steuerwesen ein Projekt von gemeinsamem 
Interesse; es nutzt einen Telematikverbund, der außer 
den indirekten Steuern selbst spezielle Verwaltungs- 
bereiche wie Zoll und Statistikwesen überspannt. Die 
Verwaltungsfunktion eines Projekts von gemeinsa- 
mem Interesse ist gewährleistet, wenn sämüiche Kom- 
ponenten lauf fähig sind. 

Kurzfristig befinden sich Projekte, die die Vollendung 
und das Funktionieren des Binnenmarktes betreffen 
und angesichts des zwingenden Termins 1. Januar 
1993 höchste Priorität haben, überwiegend in Vorbe- 
reitung bzw. in Durchführung. Die Kommission arbei- 
tet weiterhin in enger Abstimmung mit den zuständi- 
gen Behörden der Mitgliedstaaten an der Festlegung 
der Prioritäten und des detaillierten Inhalts der Pro- 
jekte von gemeinsamem Interesse, die entweder die 
Aktionen in prioritären Bereichen abrunden oder dem 
Bedarf der betreffenden Verwaltungen entsprechen. 


Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen 
der Gemeinschaft 

24 . Fünf priori täre Proj ekte von gemeinsamem Inter- 
esse ermöglichen die Vollendung und das einwand- 
freie Funktionieren des Binnenmarktes, insbesondere 
den Abbau der Binnengrenzen: Kontrolle der Außen- 
grenzen, der Statistiken über den innergemeinschaft- 
lichen Handel, der Betrugsbekämpfung, des freien 
Personenverkehrs und des indirekten Steuerwesens. 
Hierzu werden die Verwaltungsbereiche indirekte 
Steuern, Zollwesen, Veterinär- und Pflanzenschutz- 
kontrollen, Personen- und Statistikkontrollen über 
Telematiknetze verbunden. 

25 . Die Kontrolle der Außengrenzen umfaßt Netze 
für die Zollunion und die gemeinsame Handelspolitik. 
Dabei handelt es sich in erster Linie um Datenbanken, 


zu denen die Verwaltungen Zugang erhalten müssen 
(Abfrage oder Dateitransfer). Einige dieser Datenban- 
ken werden ausschließlich von den Kommissions- 
dienststeUen geführt (z. B. TARIC, QUOTA, Tarifie- 
rungs- und Kodifizierungskontrolle); andere werden 
von den einzelstaatlichen Verwaltungen aktualisiert 
(z. B. TRANSIT, Zollwert, zwingende Tarifaus- 
künfte). 

Für die Veterinär- und Pflanzenschutzkontrollen wer- 
den die Netze SHIFT und PHYSAN mit Datenbanken 
eingerichtet, die von den einzelstaatlichen Verwal- 
tungen und den Kontrollstellen an den Außengrenzen 
abgefragt und fortgeschrieben werden; hinzu kom- 
men gegebenenfalls verteilte Datenbanken und elek- 
tronische Post. ANIMO ist ein elektronisches Post- 
system, das Auskunft über die Beförderung lebender 
Tiere, vor allem im irmergemeinschaftlichen Handel, 
erteilt. 

Nach 1992 werden die Statistiken über den Warenver- 
kehr zwischen der Gemeinschaft und Drittländern 
weiterhin aufgrund der Zollanmeldungen erfaßt. Die 
Ratsverordnung 1736 über die Erfassung und Erstel- 
lung dieser Statistiken wurde dementsprechend 
abgeändert. 

26 . Die Kontrolle der Statistiken über den innerge- 
meinschaftlichen Handel erfolgt in erster Linie über 
das Projekt COMEDI; dabei werden die Zollanmel- 
dungen bei den Wirts chaftsteünehmem oder deren 
Anmeldern über EDI (Elektronischer Datenaustausch) 
erfaßt, als genormte elektronische Nachrichten über- 
tragen und in die Informationssysteme der einzelstaat- 
lichen Behörden und von EUROSTAT integriert. Nach 
der Harmonisierung und Validierung werden für 
sämtliche betroffenen Partner Systeme zur Abfrage 
und Rücksendung der Informationen implementiert. 
Die Erstellung dieser Statistiken ist in der INTRASAT- 
Verordnung des Rates 3330 vom November 1991 
geregelt, die durch die Durchführungsverordnungen 
der Kommission ergänzt wird. 

27 . Die Betrugsbekämpfung wird hauptsächlich 
durch Ermittlungssysteme sicher gestellt. Sie erfor- 
dern die rasche Übertragung sensitiver Informatio- 
nen, die zu verschlüsseln sind (z. B. SCENT, SID; 
beide sind Bestandteil der gegenseitigen Amtshilfe). 
Die Datenübertragung erfolgt über elektronische 
Post; die ausgetauschten Nachrichten werden in einer 
Datenbank gespeichert. Die Benutzer müssen ferner 
Zugang zu speziellen Datenbanken erhalten. 

28 . Die Kontrolle des Personenverkehrs sollte auf 
einer Erweiterung des Systems SCHENGEN mit 
Nachrichtenübertragung und Dateitransfer basieren 
und später durch Begleitdateien in multimedialer 
Technik ergänzt werden, um die elektronische Über- 
tragung von Personenbeschreibungen zu ermögli- 
chen. 

29 . Die Kontrolle der indirekten Steuern basiert auf 
VIES, einem System zum Austausch von Mehrwert- 
steuerdaten, das durch das System zur Verbrauchs- 
steuerkontrolle ergänzt wird. Damit können die 
Finanzämter über Dateitransfer, elektronische Post 
und Online-Transaktionen die MWSt-Kodifizierungs- 
daten und den vierteljährlichen Umsatz der Steuer- 
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pflichtigen abnifen. Ein weiteres System ermöglicht 
den Austausch von Informationen über den ver- 
brauchssteuerpflichtigen innergemeinschaftlichen 
Handel. Schließlich entwickeln die Mitgliedstaaten 
ein System für die verstärkte Koordinierung der Maß- 
nahmen zur Betrugsbekämpfung im Bereich der 
Mehrwert- und Verbrauchssteuern, das voraussicht- 
lich auf dem elektronischen Postdienst basieren 
wird. 


Die vier Grundfreiheiten in der Gemeinschaft 

30 . Die vorstehend beschriebenen Aktionen sind 
angesichts des Termins 1. Januar 1993 überaus drin- 
gend. Der Übergang von einem auf gesplitterten 
Gemeinschaftsgebiet zu einem grenzfreien Wirt- 
schaftsraum wird jedoch grundlegende Veränderun- 
gen in den Beziehungen der Behörden imtereinander 
sowie zwischen Behörden und Bürgern mit sich brin- 
gen. Diese Veränderungen erfolgen in einem neuen 
ordnimgspolitischen Rahmen, der nach einem im 
gegenseitigen Einvernehmen der betroffenen Ver- 
waltungen festgelegten Zeitplan in die Praxis umzu- 
setzen ist. Die verschiedenen Funktionen zur Verwal- 
hmg des grenzfreien Raums sind nachstehend 
beschrieben. 

31 - Bürger, Wirtschaftsteilnehmer und staatliche 
Stellen kommen jedoch nur in den vollen Genuß der 
Vorteile des Binnenmarktes, wenn die vier im Vertrag 
verankerten Grundfreüieiten verwirklicht sind. Der 
Einsatz der Telematiksysteme, die die Wahrnehmung 
dieser Freiheiten ermöglichen, erfolgt jeweils über ein 
Projekt von gemeinsamem Interesse. 

32 . Was den freien Verkehr der Produkte betrifft, so 
sind die eingeleiteten Aktionen fortzusetzen und über 
das zum Abbau der Binnengrenzkontrollen notwen- 
dige Mindestmaß hinaus auszudehnen. 

Im Bereich der indirekten Steuern ist vor allem die 
Umstellimg von dem 1993 in Betrieb zu nehmenden 
Übergangssystem auf das endgültige System vorzu- 
bereiten, das ab 1. Januar 1997 eingesetzt werden soll. 
Diese Umstellung erfordert eine vollständige Neu- 
konfigurierung des VIES -Netzes sowie eine Anpas- 
sung des Systems zur Verbrauchssteuerkontrolle. 

Die Netze für das Zollwesen erstrecken sich sowohl 
auf die Tätigkeiten an den Außengrenzen der 
Gemeinschaft als auch auf die ein- und ausgeführten 
Produkte. Dabei stellen sich zahlreiche Aufgaben: 
Beispielsweise ist das Zollinformationssystem (SID) 
ebenso wie TRANSIT imd TARIC wesentlich weiter- 
zuentwickeln. Das letztere System ist über den gesam- 
ten Zeitraum kontinuierlich auszubauen. Ferner wird 
ein gemeinschaftliches Kodifizierungssystem (MWSt, 
Importeure, Zollager) eingeführt. Das Netz EBTI (Eu- 
ropean Binding Taiiff Information) ermöglicht die 
kohärente Warentarifierung im Zollverzeichnis; die 
Wirtschaftsteilnehmer müssen Zugang zu diesem 
Netz erhalten. Eine zentrale Datenbank ist erforder- 
lich, um die kohärente Tarifierung auf Gemeinschafts- 
ebene zu gewährleisten. Für den automatischen Infor- 
mationsaustausch in bezug auf vorübergehende ZoU- 
aussetzimgen ist ein spezielles System einzurichten. 


Darüber hinaus wird ein System zur Wertfeststellung 
für zollpflichtige Produkte eingeführt und durch ein 
Informationsnetz über die Regeln der zolltarifli- 
chen Behandlimg je nach Produkt imd Ursprungsland 
(ORIGIN) ergänzt. 

Im Hinblick auf die gegenseitige Amtshilfe und die 
Betrugsbekämpfimg ist das Steuersystem SCENT neu 
zu modellieren, um den Umstellungen bei der Erhe- 
bimg der Mehrwertsteuer im Jahr 1997 Rechmmg zu 
tragen; SID muß weiterentwickelt imd ausgedehnt 
werden. 

Die für 1993 eingeführten Veterinär- und Pflanzen- 
schutzkontrollen sind zu verstärken und zu erweitern, 
insbesondere SHIFT imd PHYSAN für den Handel an 
den Außengrenzen sowie ANIMO und EUROPHYT 
für den innergemeinschaftlichen Handel. Diese Netze 
erstrecken sich kurzfristig nur auf die notwendige 
Öffnung der Biimengrenzen; Erweitenmgen betreffen 
vor allem den Zugang zu technischen, gemeinschafts- 
weit vereinheitlichten Datenbanken. 

Was die spezifischen Netze für den Produktverkehr an 
den Außengrenzen der Gemeinschaft betrifft, ist die 
Verwaltimg der Zollkontingente (QUOTA) zu verbes- 
sern und mit Hüf e der technischen Entwicklungen des 
EDI ein neues TARIC II zu entwickeln, um die 
homogene Anwendung des Gemeinschaftsrechts zu 
gewährleisten. Die Kontrolle dieses Handelsverkehrs 
erfordert weitere Netze: Beispielsweise ist die Verwal- 
tung des Systems für Weiterbildung, mengenmäßige 
Beschränkungen (TEQUILA), Ausfuhrkontrollen von 
Gütern imd Technologien mit doppeltem Verwen- 
dungszweck zu verbessern. 

Die horizontale Aktion im Statistikwesen bezieht 
Daten aus den bereichsspezifischen Netzen im Rah- 
men der von EUROSTAT vorgegebenen Leitlinien für 
DSIS (verteiltes Statistikinformationssystem). Das Sta- 
tistiknetz mit COMEDI als tragendem Pfeiler für den 
innergemeinschaftlichen Handel muß sich daher der 
Enivdcklimg der übrigen Netze kontinuierlich anpas- 
sen können. 

Der Ausbau des Binnenmarktes für Produkte erfordert 
Netze, die die effiziente Verwaltung der Mechanis- 
men zur Harmonisierung des Gemeinschaftsraums 
sowie der geltenden Rechtsvorschriften ermöglichen. 
Im Bereich der Industrienormung sind die Netze für 
den beschleunigten Informationsaustausch aufzu- 
bauen, die die Durchführung der Richtlinie 83/189/ 
EWG und der Richtlinien zur „neuen Konzeption" 
erfordert. Im öffentlichen Auftragswesen sind Netze 
zur Durchführung der Liberalisierungsrichtlinie sowie 
der Richtlinie 89/665/EWG (Nachprüfungsverfahren) 
einzurichten; ferner sind die entsprechenden Daten- 
banken anzulegen. Schließlich wurden für bestimmte 
Industriezweige (Lebensmittelzusätze, Arzneimittel 
u. a.) spezielle Rechtsvorschriften erlassen, die die 
Gemeinschaft mit Hilfe entsprechender Telematik- 
netze umsetzen muß. 

33 . Mehrere Telematiknetze werden zur Verwirkli- 
chung des freien Dienstleistungsverkehrs beitragen; 
sie gestatten überwiegend die Einhaltung der Regeln 
für die gegenseitige Anerkennung, denen zahlreiche 
Tätigkeiten des Tertiärsektors unterliegen. Ein Bei- 
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spiel hierfür sind die Informationssysteme, die die 
Güterkraftverkehrsgenehmigungen und Ausweise 
für Luftfahrpersonal betreffen. 

Gleiches gilt für die Einführung von Mechanismen zur 
Verwirklichung und Kontrolle der gegenseitigen 
Anerkennung der Finanzinstitute und -Organisatio- 
nen in der Gemeinschaft (bei Initiativen dieser Art ist 
selbstverständlich der Begriff der Verwaltung auf 
Einrichtungen auszudehnen, die eine Funktion für die 
Öffentlichkeit oder von öffentlichem Interesse wahr- 
nehmen. 

34 . Die Freizügigkeit und Niederlassungsfreiheit 
von Personen gliedert sich in mehrere Abschnitte, 
wozu u. a. der Arbeitsmarkt, die Aus- und Weiterbil- 
dung, die soziale Sicherheit und das Gesundheitswe- 
sen zählen. 

Zu den Aktionen, die zur Schaffung eines gemein- 
schaftlichen Sozialraums beitragen, gehören das Netz 
SEDOC/EURES für die Verbreitimg von Stellenange- 
boten und -nachfragen auf Gemeinschaftsebene, das 
die Wahmehmimg der rechtlichen Verpflichtungen 
der EG in bezug auf den Informationsaustausch zur 
Förderung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Rats- 
verordnung 1612/68) ermöglichen soll, und das Netz 
SOSENET, das Aspekte der sozialen Sicherheit 
betrifft (Ratsverordnungen 1408/71 und 574/72). 

Um sämtliche Maßnahmen abzudecken, die diese 
Freiheit gewährleisten, umfaßt das vorgenannte Pro- 
jekt die Abwicklung der zwischenstaatlichen Verein- 
barungen bzw. Abkommen über die öffentliche 
Sicherheit, die Koordinierung der Drogenbekämp- 
fung und Rechtsprechung sowie Fragen der Immigra- 
tion wie z. B, das europäische Informationssystem SIE, 
eine Erweiterung des Systems SCHENGEN und 
Aktionen zur gemeinsamen Abwicklung des Asyl- 
und Einwanderungsrechts. 

35 . Im Hinblick auf den freien Kapitalverkehr wer- 
den Telematiknetze eingerichtet, die vor allem die 
notwendigen Arbeiten zur Vorbereitung und Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und Wähnmgsunion 
ermöglichen. Die Gnmdlagen der WWU erfordern 
eine kohärente Durchführung der Wirtschafts- und 
Währungspolitiken nach mehr oder weniger strengen 
Regeln der Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten. Aufgrund der Verpflichtungen, die sowohl 
den für Wirtschaftspolitik zuständigen Verwaltungen 
als auch dem europäischen Zentralbankensystem 
zukommen, wird daher bereits in der zweiten Phase 
des Unionsprozesses ein Telematik verbünd von Ver- 
waltungen benötigt. 

Der Telematikverbund ermöglicht die Übermittlung 
von Zahlungsbilanzstatistiken zwischen den Zentral- 
banken und EUROSTAT; die Erstellung der gemein- 
schaftlichen Zahlungsbilanz wird durch die Verkür- 
zung der Fristen wesentlich erleichtert. Über dieses 
Projekt kann zu einem späteren Zeitpunkt die Euro- 
päische Zentralbank in das Netz integriert werden, 
wie im Unionsvertrag vorgesehen, der für die dritte 
Phase der Verwirklichung der WWU einen Informa- 
tionsverbund der Zentralbanken und der Europäi- 
schen Zentralbank vorschreibt. 


Die Vollendung des Binnenmarktes erfordert ferner 
ein leistungsfähiges, kostengünstiges gemeinschafts- 
weites Zahlungssystem. Daher ist der Aufbau von 
Verbindungen zwischen den nationalen automati- 
schen Verrechnungsstellen zu unterstützen; ferner 
müssen die automatisierten Netze in den Regionen, 
wo sie schwach entwickelt sind, verbessert werden. 

Die Durchführung der Gemeinschaftsrichtlmie (Richt- 
linie des Rates 91/308/EWG vom 10. Juni 1991) zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum 
Zwecke der Geldwäsche schließlich erfordert die 
Entwicklung eines Informationsnetzes zwischen den 
FincUizorganisationen und den für die Bekämpfung 
der Geldwäsche zuständigen Behörden. 


Unterstützung der Gemeinschaftspolitiken 

36 . Zur Schaffung eines echten Gemeinschafts - 
raums sind nicht nur die Maßnahmen für den freien 
Verkehr festzulegen, sondern auch die Gemein- 
Schaftspolitiken, insbesondere in den Bereichen Land- 
wirtschaft, Umwelt, Wettbewerb, Ausbildung, Be- 
schäftigung und Gesundheitswesen, zu unterstützen. 
Zur Abwicklung und Bewertimg dieser politischen 
Bereiche empfehlen sich Projekte von gemeinsamem 
Interesse, wobei diejenigen Priorität erhalten, die 
gleichzeitig die Vollendung und das einwandfreie 
Funktionieren des Binnenmarktes fördern. 

37 . Die Abwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik 
erfolgt im Rahmen eines Projekts von gemeinsamem 
Interesse. Angesichts der Komplexität dieses Sektors 
und der Vielzahl öffentlicher Interventionen kann 
schon jetzt eine Reihe von Netzen definiert werden. 
Dabei ist jedoch zu beachten, daß auf diesem Gebiet 
wie auf vielen anderen die konstante Weiterentwick- 
lung der Gemeinschaftsmechanismen eine konti- 
nuierliche Überprüfung der laufenden Aktionen und 
die Erstellung von Gleitplänen erfordert. 

Hier lassen sich folgende Initiativen als Beispiele 
anführen: Benötigt werden Netze für die elektroni- 
sche Abrechnung der Ausgaben des E AGFL-Garantie 
(AGREX), die Bestandsaufnahme der Mitteilungen 
über einzelstaatliche Beihilfen, die Marktbeobach- 
tung, die Übermittlung der regelmäßigen Rechtsakte 
in der Landwirtschaft mit Zahlenanhängen, die Auf- 
arbeitung der Referenzpreise in Verbindung mit den 
Zollbehörden, die Kontrolle der Erklärungen über 
Ausgaben für öffentliche Lagerhaltung u. a. 

38 . Das anerkannte Ausmaß der Umweltprobleme 
veranlaßte die Gemeinschaft, ihre Politik auf diesem 
Gebiet aus einer internationalen Perspektive festzule- 
gen und mit ihren übrigen Politiken abzustimmen. Die 
Abwicklung der Umweltpolitik stellt mithin ein Projekt 
von gemeinsamem Interesse dar. In diesem Zusam- 
menhang sind Informationssysteme und Telematik- 
netze für die Entwicklung eines Globalkonzepts ein- 
zusetzen, das die umweltbezogenen Anliegen zahlrei- 
cher Bereiche berücksichtigt. Beispielsweise soll im 
Bereich des Katastrophenschutzes ein Informations- 
austauschsystem eingerichtet werden, um die Vor- 
beugungs- und Abhilfemaßnahmen bei naturbeding- 
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ten und anthropogenen Katastrophen auszubauen 
[SEK(89) 2094]. 

39 . Die Wettbewerbspolitik war seit jeher ein wich- 
tiges Gemeinschaf tsinstrument zur Förderung der 
wirtschaftlichen Integration; die Entwicklimg zur 
Europäischen Union erfordert jedoch nunmehr eine 
verstärkte Transparenz dieser Politik, eine verbes- 
serte Abwicklimg in Verbindimg mit den Mitglied- 
staaten sowie ihre Ausdehnimg auf die EFTA-Länder. 
Die Abwicklung der Wettbewerbspolitik bildet daher 
ein Projekt von gemeinsamem Interesse. Bei der 
derzeitigen Lage dürften zwei Telematiknetze zur 
Durchfühnmg dieses Projekts beitragen: einerseits 
der Aufbau eines Netzes, das die Beschleunigung der 
Konsultationsverfahren mit den zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten ermöglicht, andererseits die 
Schaffimg eines Mechanismus für eine enge Zusam- 
menarbeit mit den Kartellorganisationen, die kürzlich 
von den EFTA-Ländem im Rahmen des Europäischen 
Wirtschaftsraums gegründet wurden. 

40 . Aus- und Weiterbildung vor allem Gemein- 
schaftsaktionen zugunsten der Mobüität von Studen- 
ten imd Arbeitnehmern, erhalten im Rahmen des 
Biimenmarktes eine neue Dimension. Hier bietet sich 
für die koordinierte Gemeinschaftspolitik zur Steue- 
rung dieser Aktionen ein Projekt von gemeinsamem 
Interesse an. Vor allem sind die Ausbildungszentren 
über die Netze EURYDICE und CEDEFOP mit einer 
Datenbank über Hochschulen imd Qualifikationen 
zusammenzuschalten. CEDEFOP imd EURYDICE 
sind konsolidierte Netze, die die Berufsausbildung 
bzw. die Bildungssysteme und -politik in der Europäi- 
schen Gemeinschaft betreffen. Sie basieren auf Refe- 
raten der Unterrichtsministerien in den Mitgliedstaa- 
ten. Der Informationsaustausch dient in erster Linie 
der gemeinschaftsweiten Zusammenarbeit ün Bil- 
dungswesen und fördert damit den Austausch von 
Studenten und Arbeitnehmern. 

41 . In anderen Bereichen ist ein Beitrag zur Durch- 
führung sämtlicher Gemeinschaftspolitiken zu leisten. 
Damit sind mehrere Projekte von gemeinsamem Inter- 
esse verbunden. Beispielsweise wird die Abwicklung 
der Struktur Politiken durch ein System zur Steuerung 
und Überwachung der aus dem Fonds für Regional- 
entwicklung kofinanzierten Interventionen unter- 
stützt; im Bereich der Fischfanggenehmigungen wird 
ein System zur Überwachung der Fangmengen (vgl. 
EWG/170/83) und Preissteuerung eingeführt. Auf 
dem Gebiet der Energie ist ein System zu entwickeln, 
das die Zusammenstellung der Statistiken der Mit- 
gliedstaaten über die Rohölproduktion und mittel- 
fristige Vorhersagen gestattet (EWG/1893/79 und 
2592/79). 


Die Entscheidungsabläufe in der Gemeinschaft 

42 . Die Entscheidungsabläufe der Gemeinschaft mit 
ihren zahlreichen Akteuren erfordern den verstärkten 
Einsatz von Telematiktechniken zur Erstellung, Ver- 
arbeitung und Übertragung offizieller Schriftstücke 
und zur Entscheidungsfindung. Hierzu kann das vor- 
handene Netz, über das einige ständige Vertretungen 
einerseits mit den entsprechenden einzelstaatlichen 


Ministerien und Dienststellen andererseits mit der 
Kommission in Verbindung stehen, auf sämtliche 
Mitgliedstaaten, Gemeinschaftsorgane und -gremien 
ausgedehnt werden. Der Aufbau der verschiedenen 
interinstitutionellen Netze, der im Rahmen des Pro- 
gramms INSIS begonnen wurde, ist als Projekt von 
gemeinsamem Interesse fortzusetzen, an dem sämt- 
liche Gemeinschaftsorgane und -gremien, alle Mit- 
gliedstaaten über ihre ständigen Vertretungen sowie 
nationale (ggf. regionale) Ministerien und Dienststel- 
len in Verbindung mit den Gemeinschaftsorganen 
bzw. -gremien mitwirken. Dabei werden die Syner- 
gien genutzt, die sich aus der zunehmenden Verwen- 
dung gemeinsamer Spezifikationen und Protokolle 
ergeben. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Funktionsweise 
der Gemeinschaftsmechanismen wären z. B.: Einfüh- 
rung eines Systems zur Textstrukturierung und eines 
Netzes zur elektronischen Übermittlung der Doku- 
mente, die den Rechtsetzungsvorgang der Gemein- 
schaft durchlaufen (Vorschläge der Kommission, Stel- 
lungnahmen des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses, gemeinsame 
Standpunkte des Rates, verabschiedete Rechtsvor- 
schriften u. ä.), Überwachung der Umsetzung und 
Anwendung der Gemeinschaftsverträge und des 
Gemeinschaftsrechts, Aufbau eines Netzes zur Über- 
mittlung der Tagesordnungen der Gemeinschafts- 
organe, Abwicklung der neuen Kooperations- und 
gemeinsamen Entscheidungsverfahren, Verbreitung 
und Veröffentlichung von Unterlagen usw. 

43 . Hier sei daran erinnert, daß das Programm INSIS 
ein Vorläufer auf diesem Gebiet ist. Nach zehnjähri- 
gen Bemühungen konnten alle Gemeinschaftsorgane 
und alle Mitgliedstaaten an einem Arbeitsprogramm 
beteiligt werden. Die Tätigkeiten, an denen sämtliche 
Partner mitwirken, betreffen: 

— die Infrastruktur der elektronischen Post, insbe- 
sondere die Einführung eines einheitlichen Kom- 
munikationsprotokolls (X.400) für alle Gemein- 
schaftsorgane; 

— die vorläufige Fernverarbeitung offizieller Ge- 
meinschaftsdokumente, zu denen z. B. bestimmte 
Vorschläge der Kommission, die Tagesordnungen 
des Rates und der Gremien des Europäischen 
Parlaments, parlamentarische Anfragen u. ä. ge- 
hören; 

— die Entwicklung von Werkzeugen, die dem End- 
benutzer den Zugang zu Telematikdiensten und 
Datenbanken erleichtern. 

So hatten die Partner des Programms INSIS bereits 
Gelegenheit, die Grundzüge einer gemeinsamen 
Telematikarchitektur nach internationalen bzw. euro- 
päischen Normen, soweit vorhanden, zu entwerfen. 


III. Zusammenarbeit mit Drittländern 

44 . Der transeuropäische Telematikverbund von 
Verwaltungen soll die effiziente Verwaltung des 
Gemeinschaftsraums ermöglichen. Die immer engere 
Assoziierung der EFTA-Länder und, in nicht allzu 
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ferner Zukunft, der Länder Mittel- und Osteuropas an 
die europäische Wirtschaftsgemeinschaft legt jedoch 
den Gedanken nahe, daß vergleichbare Netze in 
diesen Gebieten die Verwaltung des erweiterten 
europäischen Wirtschaftsraums erleichtern könnten. 
Ferner sind einige dieser Staaten, die den Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft beantragt haben, umge- 
hend mit Telematiknetzen für Verwaltungen auszu- 
statten, die die gleichen Funktionen und Bedingun- 
gen erfüllen wie der künftige Verbimd der derzeitigen 
Mitgliedstaaten. 

45 . Daher sollte die Gemeinschaft zusammen mit 
den EFTA- und gegebenenfalls mit den mittel- imd 
osteuropäischen Ländern prüfen, welche Telematik- 
netze für Verwaltungen die Durchführung der beste- 
henden imd künftigen Vereinbanmgen der Gemein- 
schaft mit diesen Staaten effizienter gestalten und 
damit zur Entwicklung der Wirtschaftsdynamik des 
erweiterten Europas beitragen könnten. Hierzu wird 
dem Rat demnächst eine Schlußfolgerung vorgeschla- 
gen. 


IV. Der Gemeinschaftsbeitrag: 

Die mehrjährige Aktion IDA 

A. Einleitung 

46 . Die mehrjährige Aktion IDA (Interchange of 
Data between Administrations) soll, sofern dies für 
notwendig erachtet wird imd das Engagement der 
betreffenden Verwaltungen es zuläßt, eine Gemein- 
schaftsunterstützung für Projekte von gemeinsamem 
Interesse leisten, die in den Leitlinien (s. Kapitel II.D) 
festgelegt sind. 

Die Aktion umfaßt zwei Abschnitte. Der erste, 
bereichsspezifische Abschnitt betrifft Tätigkeiten zur 
Unterstützung der Projekte von gemeinsamem Inter- 
esse. Die Tätigkeiten mit horizontalem Charakter des 
zweiten Abschnitts hingegen sollen die Interoperabi- 
lität der Telematiknetze gewährleisten, deren Zuver- 
lässigkeit verbessern und die Kosten senken. 

Vor Einleitung der oben beschriebenen Aktionen 
müssen die betreffenden Verwaltungen jedoch spezi- 
fische Vereinbarungen über den Daten- und Informa- 
tionsaustausch festgelegt, systematisiert und getrof- 
fen haben. 

47 . Bei der Durchführung der Aktion IDA werden 
die laufenden Ergebnisse der Projekte berücksichtigt, 
die unter dem Abschnitt „Telematiksysteme für Ver- 
waltungen" des FTE-Programms für allgemeinrele- 
vante Telematiksysteme durchgeführt werden. 


B. Gemeinschaftsunterstützung für Projekte 
von gemeinsamem Interesse 

48 . Die Gemeinschaftsunterstützung für Projekte 
von gemeinsamem Interesse gliedert sich in zwei 
Aktionsbereiche: Durchführbarkeitsstudien einerseits 
und Förderung des Telematikverbimds von Verwal- 
tungen andererseits, insbesondere in folgenden 
Bereichen: Aufhebung der Kontrollen an den Binnen- 


grenzen der Gemeinschaft (Kontrolle der Außengren- 
zen, Statistiken über den innergemeinschaftlichen 
Handel, Betrugsbekämpfung, freier Personenver- 
kehr, Steuern), Grundfreiheiten auf dem Gemein- 
schaftsgebiet (freier Waren-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr, Freizügigkeit imd Niederlassungs- 
freiheit von Personen), Unterstützung der Gemein- 
schaftspolitiken (Landwirtschaft, Umwelt, Wettbe- 
werb, Ausbildung und Beschäftigung, Gesundheits- 
wesen usw.), Entscheidungsabläufe in der Gemein- 
schaft. 


Durchführbarkeitsstudien 

49 . Über Projekte von gemeinsamem Interesse sol- 
len die betreffenden einzelstaatlichen Verwaltungen, 
bereichsspezifischen Organisationen und Gemein- 
schaftsorgane und sonstige Gremien bei Durchführ- 
barkeitsstudien unterstützt werden, die sowohl zur 
Entwicklung neuer Telematiknetze als auch zum 
Ausbau vorhandener Netze dienen, damit sie neue 
Anwendungen oder Telematikdienste abwickeln 
oder vorhandene Netze aufgrund gemeinsamer 
Architekturen bzw. rationellerer Verfahren ausbauen 
können. Endziel der Durchführbarkei ts Studien ist die 
Ausarbeitung von Spezifikationen für die jeweiligen 
Netze, die zur Verwirklichung der Projekte von 
gemeinsamem Interesse beitragen. 

50 . In einer ersten Phase sind aufgrund von Durch- 
führbarkeitsstudien für sämtliche Vorgänge techni- 
sche Alternativ- bzw. Zusatzlösungen mit Durchfüh- 
rungsszenarien, Kostenvoranschlägen und Risikobe- 
wertung aufzuzeigen, nachdem Probleme der Metho- 
dik imd Koordinierung geprüft wurden. Die verschie- 
denen Möglichkeiten sind je nach den Mitteln zu 
gewichten, über die die betreffenden Verwaltungen 
verfügen. Diese erste Phase wird mit der Wahl einer 
Gnmdsatzlösung abgeschlossen. 

51 . Die zweite Phase der Durchführbarkeitsstudie 
soll es den Mitgliedstaaten, Gemeinschaftsorganen 
und -gremien ermöglichen, die inhärenten Risiken 
einer bestimmten theoretischen Lösung in den Griff zu 
bekommen, ihre Entscheidung zu validieren imd die 
wesentlichen Funktionalitäten der gewählten Lösung 
in verkleinertem Maßstab zu überprüfen. Dabei kön- 
nen Teilmengen von Funktionen, Datenflüssen, Part- 
nern oder eine Kombination dieser Faktoren berück- 
sichtigt werden. Eine solche Validierung der theoreti- 
schen Lösungen durch Tests von begrenzter Trag- 
weite vor der Umsetzung in die Praxis empfiehlt sich 
vor allem für transeuropäische Telematikprojekte. Da 
die Netzspezifikationen jeweils auf mindestens zwölf 
unabhängige Stellen angewandt werden, deren Ver- 
waltungssysteme weder vergleichbar noch integriert 
sind, ergeben sich zahlreiche Unsicherheitsfaktoren, 
die gegebenenfalls nur durch praktische Versuche zu 
beseitigen sind. 

52 . Zum Abschluß werden die Implementierimgs-, 
Management- und Wartungsspezifikationen erstellt. 
Sie werden in das gemeinsame Pflichtenheft eingear- 
beitet; anschließend sind im Rahmen des geltenden 
Gemeinschaftsrechts die entsprechenden koordinier- 
ten Ausschreibimgen von den Partnern zu veröffent- 
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liehen, die sich für den Aufbau und Betrieb des 
lauffähigen Netzes einsetzen. 


Rankierende Maßnahmen 

53- Die Implementierung der Telematiknetze erfor- 
dert eine Gemeinschaftsaktion, die über Durchführ- 
barkeitsstudien und horizontale Aktionen zur Sicher- 
stellimg der Interoperabilität hinausgeht. Auf die 
Ausarbeitimg der Spezifikationen für ein Telematik- 
netz, das den Bedarf an Informationsaustausch zwi- 
schen einzelstaatlichen Verwaltimgen bzw. zwischen 
diesen imd den Gemeinschafts Organen in einem 
bestimmten Verwaltimgsbereich decken soll, folgt 
zwangsläufig die Phase der Anwendimg, die Aufgabe 
der Verwaltimgen ist. Dabei stößt man jedoch zur Zeit 
auf organisatorische imd finanzielle Probleme. 

54. Der Bedarf an Informationsaustausch, der durch 
die VoUendimg des Binnenmarktes entsteht, ist für die 
einzelstaaüichen Verwaltungen häufig eine neue 
Herausforderung, auf die sie kaum vorbereitet sind. In 
den Mitgliedstaaten findet man abweichende Formen 
der Verwaltimgsinformatik, die außerdem in bezug 
auf Koordiiüerung, teclmische Ausgereiftheit imd 
Kenntnisstand erheblich voneinander abweichen. 
Diese Vielfalt erschwert die Suche nach gemeinsamen 
Lösimgen für die Zusammenschaltimg der Telematik- 
netze einzelner Stellen auf nationaler oder regionaler 
Ebene. Diese bereits im Definitionsstadium nicht 
imerheblichen Schwierigkeiten nehmen beim Aufbau 
und Betrieb der Netze zu, die finanzielle und perso- 
nelle Mittel in anderer Größenordnung erfordern. 
Beim Übergang von der nationalen auf die europäi- 
sche Ebene stellen sich dann noch größere Pro- 
bleme. 

55. Die Studien der Kommission, die durch die 
Arbeiten der TAG (Telematics in Administrations 
Group) bestätigt werden, sowie die Realisierung 
einiger prioritärer Anwendungen haben ergeben, daß 
die Finanzmittel der Verwaltungen zur Einführung 
der notwendigen Informatiksysteme und Telematik- 
netze nicht ausreichen. Gleiches gilt für die personel- 
len Ressourcen. 

56. Die Einführung des europäischen Telematikver- 
bunds erfordert gemeinsame Bemühungen der einzel- 
staatlichen und gemeinschaftlichen Verwaltungen. 
Hier stellt sich die Frage, wie sich die Aufgaben auf die 
effizienteste Weise definieren und verteilen lassen 
und die Finanzierung unter Einhaltung des Subsi- 
diaritäts- und Komplementaritätsprinzips gewährlei- 
stet werden kaim. 

57. Daher wird folgendes Verfahren vorgeschla- 
gen: 

Jeder Mitgliedstaat ist für die Erfassung und Verar- 
beitung von Daten zuständig, die nach der Formatie- 
rung zum Teil den nationalen, regionalen und lokalen 
Verwaltungen und zum anderen Teil den übrigen 
Mitgliedstaaten, den Gemeinschaftsorganen und 
-gremien übermittelt werden. Diese Aufgaben wer- 
den nach gemeinsamen Formatienmgsregeln, Funk- 


7) TAG: Siehe Kapitel V. 


tionsspezifikationen und Protokollen durchgeführt, 
die gemäß Kapitel IV. C festzulegen und anzuwenden 
sind. Die Gemeinschafts organe und -gremien verfah- 
ren in gleicher Weise. 

Wenn sich dies für die Einrichtung bzw. die Aufnahme 
des Betriebs eines kompletten Telematiknetzes als 
notwendig erweist, kaim die Gemeinschaft nach dem 
Subsidiaritätsprinzip eine befristete finanzielle Unter- 
stützung in begrenzter Höhe gewähren, mit der ein 
erheblicher Katalysatoreffekt erzielt wird. 

58. Die vorstehend beschriebenen Maßnahmen rei- 
chen jedoch unter Umständen nicht aus, um den 
Rückstand aufzuholen, den Verwaltungen in den 
Randgebieten der Gemeinschaft bei der Umstellung 
auf EDV zu verzeichnen haben. Die Investitionen, die 
sie bewilligen müssen, um sich am Aufbau der Netze 
zu beteiligen, werden wesentlich höher sein als in den 
zentral gelegenen Staaten. Jegliche Verzögerung bei 
der Implementierung prioritärer Netze kann jedoch 
die Vollendung des Binnenmarktes behindern oder 
zusätzliche Möglichkeiten für Wirtschaftsdelikte 
schaffen. Eine angemessene Intervention der im Ver- 
trag vorgesehenen Instrumente ist daher von ent- 
scheidender Bedeutung. 

59. Der spezifische Gemeinschaftsbeitrag zur Ent- 
wicklung der Telematik der einzelstaatlichen Verwal- 
tungen in Ländern, die Mittel aus dem Regionalfonds 
erhalten, wird direkt und indirekt zum Ausbau der 
Tätigkeiten von KMU in diesen Gebieten beitragen. 
Einerseits werden die neuen Märkte, die durch den 
Aufbau und Betrieb des Telematikverbunds entste- 
hen, weitreichende Möglichkeiten für KMU der be- 
treffenden Branchen eröffnen. Andererseits muß der 
wichtigste Nebeneffekt der Priorität, die einem Ange- 
bot an Unterstützungsdiensten nach den Leitlinien 
zukommt (vgl. Punkt 16), darin bestehen, daß dieses 
Angebot für sämtliche Wirtschaftsteilnehmer bereit- 
gestellt wird. Es wird in erster Linie den KMU zugute 
kommen, deren Entwicklung und zuweilen Überle- 
benschancen sich wesentlich nach der Möglichkeit 
richten, zu kommunizieren und Daten auszutauschen. 
Auf lokaler Ebene profitieren die KMU ferner von der 
Vereinfachung der Formvorschriften, da ihre Dienste 
somit wettbewerbsfähiger werden. 

60. Unabhängig von der Methodik für die Vertei- 
lung der Gemeinschaftsbeiträge zum Aufbau und 
Betrieb des Telematikverbunds von Verwaltungen, 
können sich diese Aktionen ohne eine enge Koordi- 
nierung der Netze nicht effizient und wirtschaftlich 
entwickeln. Die Koordinierung ist von der Gemein- 
schaft im Rahmen der generellen Unterstützung der 
Mitgliedstaaten mit deren Hilfe und Zusammenarbeit 
sicherzustellen. 

61. Koordinierung ist im Durchführungsstadium 
unerläßlich, da sich sowohl die Interoperabilität als 
auch die Wirtschaftlichkeit der Netze nach gemeinsa- 
men Normen und Architekturen richten. Um den 
Partnern größtmögliche Vorteile zu bieten, muß sich 
die Koordinierung auf den gesamten transeuropäi- 
schen Telematikverbund von Verwaltungen erstrek- 
ken. 
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62. Das gleiche Maß an Koordinierung muß für die 
gesamte Dauer des Netzbetriebs gewährleistet sein. 
Die organische Entwicklung der einzelnen Netze 
— sei es durch Integration technologischer Innovatio- 
nen, sei es durch Ausbau bzw. Erweiterung der 
Funktionen oder Geräte oder auch nur durch Aktuali- 
sierung bestimmter Programme — kann bei mangeln- 
der Umsicht zur Inkompatibilität der lokalen Netze 
führen imd den Informationsfluß blockieren. Um die 
Kohärenz und Interoperabilität der Netze auf Dauer 
zu gewährleisten, muß daher die eingeführte Koordi- 
nierungsstruktur eine laufende Überwachimg der 
Netzentwicklung beinhalten. Die Mitgliedstaaten, die 
Gemeinschaftsorgane und -gremien können hierzu 
entsprechende Verpflichtungen eingehen, Insbeson- 
dere in Form von Vereinbarungen, die gegebenenfalls 
die Kofinanzierung der Projekte von gemeinsamem 
Interesse vorsehen. 


C. Aktionen zur Gewährleistung der 

Interoperabilität der Telematiknetze und 
-anwendungen 

63. Dabei handelt es sich um vier Aktionen: gemein- 
same Architekturen, Normimg, Aufklärung und Aus- 
bildung, Unterstützungsdienste. 


Gemeinsame Architektur 

64. Die Beschreibimg eines Telematiknetzes basiert 
in der Regel auf dem Begriff „Architektur", der nicht 
nur die physische Topologie (technische Architektur), 
sondern auch die Funktionen der einzelnen Elemente 
(Funktionsarchitektur) sowie die Steuerungsmecha- 
nismen (Architektur des Betriebssystems) definiert. 

Eine der Hauptschvnerigkeiten bei der Vemetzimg 
von Verwaltungen liegt in der Vielfalt und Inkompa- 
tibüität der nationalen Systeme, die sich autonom 
entwickelt haben, heute jedoch vernetzt werden müs- 
sen. Durch gemeinsam erarbeitete Architekturen 
kann dieses Problem gelöst werden imd lassen sich 
gleichzeitig die Investitions- und Betriebskosten sen- 
ken. 

Hauptziel einer gemeinsamen Architektur für den 
Telematikverbund von Verwaltungen ist es daher, die 
Bedingungen für die Kommunikation autonomer Ver- 
waltungs-Informationssysteme über Telematiknetze 
zu schaffen und zu optimieren. 

65. Gemeinsame Konzepte gestatten es, für jedes 
Proj ekt eine geeignete Telematikarchitektur zu konfi- 
gurieren (wobei die Datenmengen und Ubertragungs- 
zeiten zu berücksichtigen sind) oder gegebenenfalls 
von vorhandenen auf gemeinsame Architekturen 
umzustellen. 

Diese Architektur betrifft im Prinzip nur die Telema- 
tikaspekte und sollte die vorhandenen lokalen Archi- 
tekturen nach Möglichkeit tmverändert lassen. Letz- 
tere können jedoch hinsichtlich der Verarbeitungs-, 
Speicher- und Steuenmgskapazität zu Problemen bei 
der gemeinsamen Architektur führen. Wo diese Pro- 
bleme das gesamte Netz behindern, muß die Durch- 


führbarkeitsstudie effiziente, wirtschaftliche Lösim- 
gen aufzeigen. 

66. Ferner ist eine Auswahl der Telekommunika- 
tionsdienste für die Datenübertragung zwischen loka- 
len Systemen zu treffen. Diese Wahl ist von den 
betreffenden Verwalhmgen zu validieren imd zu 
billigen. 

67. Um xmverzüglich konkrete Ergebnisse zu erzie- 
len, werden die Lösungsvorschläge m erster Linie auf 
vorhandenen Technologien basieren. Sie sollten 
jedoch entwicklungsfähig sein, um, soweit dies sinn- 
voll ist, zu einem späteren Zeitpunkt technologisch 
höher entwickelte Lösimgen einzubeziehen, die vor 
allem imter dem Abschnitt „Telematiksysteme für 
Verwaltungen" des FTE-Rahmenprogramms erarbei- 
tet werden. 

68. Im Sinne der gemeinschaftlichen Normimgspoli- 
tik basieren die gemeinsamen Architekturen auf euro- 
päischen \md internationalen Normen, soweit vorhan- 
den. Daher bedarf es eines permanenten Dialogs nut 
den europäischen Normenorganisationen (ETSI, 
CEN/CENELEC) imd Sonderausschüssen, in denen 
die betroffenen Verwaltimgen und Grenüen vertreten 
sind (SOGITS für EDV-Normen, SOGT für Telekom- 
munikationsnormen und SOGIS für die Normung der 
Informationssicherheit) . 

69. Eine wesentliche Voraussetzimg für den Erfolg 
der Arbeiten dieses Abschnitts ist die Konzertierung 
mit allen Beteiligten. Daher sind Mechanismen zur 
Konsultation und Abstimmung mit den Informatik- 
beauftragten der Verwalhmgen, Netzbetreibem, 
Diensterbringem imd Industrieunternehmen einzu- 
führen. Diese Konzertierung erstreckt sich gegebe- 
nenfalls auf das öffentliche Auftragswesen, die Arbei- 
ten zur Informationssicherheit, Rechts- und Vertrau- 
lichkeitsaspekte — u. a. den Schutz personenbezoge- 
ner Daten — , die durch die Einführung des Telema- 
tikverbimds relevant werden. 


Normung 

70. Ein Hauptziel beim Aufbau eines effizienten 
Telematikverbunds ist die Interoperabilität der 
Bestandteile eines bestimmten Netzes sowie verschie- 
dener Netze untereinander. Daher richtet sich der 
Erfolg nach der Zugnmdelegimg gemeinsamer Nor- 
men für Nachrichtenformatienmg und Kommunika- 
tion. Im Sinne der gemeinsamen Normungspolitik 
werden für die Telematiknetze europäische und inter- 
nationale Normen, soweit verfügbar, zugrunde 
gelegt. 

71. Dabei kommen drei Normungsbereiche in 
Betracht: 

a) Beim Nachrichtenaustausch zwischen Verwaltun- 
gen können die Vorgänge häufig vereinfacht und 
beschleunigt werden, wenn man sich auf ein 
gemeinsames Format einigt. An der Normimg der 
Nachrichtenformate für kommerzielle imd admini- 
strative Zwecke wird seit mehreren Jahren im 
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Rahmen von EDIF ACT 8) gearbeitet. Dabei handelt 
es sich um ein Projekt zur Normung des elektroni- 
schen Datenaustausches (Electronic Data Inter- 
change — EDI), zu dem das Gemeinschaftspro- 
gramm TEDIS einen wesentlichen Beitrag leistet. 
Es ist dafür zu sorgen, daß die einschlägigen 
Ergebnisse der EDIF ACT- Arbeiten bei der Ent- 
wicklung des Telematikverbunds von Verwaltun- 
gen herangezogen werden. 

b) Der Informationsaustausch, um den es in dieser 
Mitteilung geht, erfolgt in Form von Dateitransfer, 
Abfragen von Datenbanken oder Nachrichten- 
austausch. Daher sind die Arbeiten der Normen- 
organisationen (CEN, CENELEC und ETSI) an 
verschiedenen Dienstkategorien (insbesondere 
FTAM-Normen und X.400/X.500-Nachrichten- 
übertragung) aufmerksam zu verfolgen und gege- 
benenfalls zu fördern. 

c) In allen Fällen schließlich, in denen sich öffentliche 
Telekommunikationsdienste für die Datenübertra- 
gung zwischen Verwaltungen als vorteilhafter 
erweisen als Mietleitrmgen, besteht die Lösung in 
der Bereitstellung von Basis-Telekommunikations- 
diensten (z. B. ISDN) aufgrund von Normen, die 
ihnen eine trans europäische Dimension verleihen. 
Auch hier ist daher die Entwicklung diesbezügli- 
cher Normen durch die Normenorganisationen, 
insbesondere ETSI, zu verfolgen und bei Bedarf zu 
fördern. Das entsprechende Dienstangebot kann 
im übrigen durch Aktionen für europäische ISDN- 
und Breitbandnetze unterstützt werden, die dem 
Rat demnächst vorgeschlagen werden. 

72 . Um die Übernahme dieser gemeinsamen Nor- 
men durch die betreffenden Verwaltrmgen zu fördern, 
werden sie in die Modelle der Pflichtenhefte einbezo- 
gen, die von dem Ausschuß EPHOS^) erstellt werden. 
Die Normungsarbeiten in bezug auf den Austausch 
von Dokumenten (SGML, ODA) werden ebenfalls 
berücksichtigt. 


Aufklärung und Schulung 

73 . AU diese Aktionen werden von einer Aufklä- 
rungskampagne flankiert. Damit soUen die vom trans- 
europäischen Verbund direkt oder indirekt betroffe- 
nen Verwaltungen informiert und geschult sowie die 
Koordinierung und Überwachung der Abläufe zwi- 
schen den Verwaltungen auf einzelstaaüicher und 
europäischer Ebene gefördert werden. 

74 . Zrmächst werden ihnen in geeigneter Form (Se- 
minare, Publikationen, Datenbanken) Informationen 
zur Verfügung gestellt. Sie betreffen einerseits sämt- 
liche Leitlinien für den Telematikverbund von Ver- 
waltungen — insbesondere die Ziele, Prioritäten, 
Hauptaktionslinien und Projekte von gemeinsamem 
Interesse — , andererseits die Arbeiten und Ergebnisse 
der Aktion IDA in bezug auf den Telematikaustausch 
und gememsame Architekturen, Anschließend kön- 


8) EDIF ACT: Electronic Data Interchange for Administration, 
Commerce and Transport. 

8) EPHOS: Europecan Procurement Handbook for Open 
Systems. 


nen die Verwaltungen nach Bedarf an spezifischeren 
Schulungsaktionen teilnehmen, die sich auf Verfah- 
ren, Techniken, Normen und Organisation beziehen. 
So sollen sie in die Lage versetzt werden, Probleme 
des Datenaustausches zu bewältigen, insbesondere 
wenn dieser nicht unter Projekte von gemeinsamem 
Interesse fäUt und mithin nicht von der Gemeinschaft 
unterstützt wird. 

75 . Ziel der Aufklärung und Schulung der betreffen- 
den Verwaltungen — auf gemeinschaftlicher, natio- 
naler, regionaler und lokaler Ebene — ist es ferner. 
Normen für offene Systeme zu fördern, diese generell 
bei jeder neuen Anwendung zugnmde zu legen und 
vorhandene Anwendungen auf die entsprechenden 
Normen umzustellen. 


Unterstützungsdienste 

76 . Eine Bedarfsanalyse in den verschiedenen Ver- 
waltungsbereichen, die Daten austauschen, zeigt, daß 
sie in der Regel drei Unterstützungsdienste in 
Anspruch nehmen: elektronische Post, Dateitransfer 
und Zugriff auf Datenbanken zwecks Abfrage oder 
Aktualisierung. 

Die elektronische Post ermöglicht die Übertragung 
von elektronisch erstellten, formatierten oder rmfor- 
matierten Nachrichten an einen oder mehrere Emp- 
fänger. Eine Nachricht, die unmittelbar über einen 
transeuropäischen elektronischen Postdienst über- 
mittelt wird, ist das elektronische Pendant zu einem 
„Papier" (Schreiben, Mitteilung, Vermerk, Formblatt, 
Bericht usw.), das mit herkömmlichen Mitteln (Post, 
Telex, Telefax) versandt wird. 

Dateitransfer: Ein Komplex von Kommunikations- 
funktionen bzw. -Protokollen gewährleistet gemein- 
schaftsweit die fehlerfreie Übertragung von Da- 
teien. 

Über einen europäischen Datenbankdienst können 
Benutzer mit Zugangsberechtigrmg aus einem belie- 
bigen Mitgliedstaat Datenbanken an einem beliebi- 
gen Standort in der Gemeinschaft abfragen. 

Der Informationsaustausch zwischen Verwaltungen, 
der heute noch vielfach mit herkömmlichen Mitteln 
(Post, Telex, Telefon, Telefax) abgewickelt wird, 
dürfte sich ohne größere Schwierigkeiten auf elektro- 
nische Post umstellen lassen. 

77 . Über Unterstützungsdienste lassen sich zahlrei- 
che Telematikanwendungen entwickeln, die jeweils 
einem spezifischen Bedarf an Informationsaustausch 
entsprechen. Diese Dienste werden gemeinschafts- 
weit verfügbar sein und den problemlosen Austausch 
von Dokumenten oder Dateien ermöglichen; daher 
sollten Netzmanagementfunktionen wie geschlos- 
sene Benutz er gruppen und Adressienmg vorgesehen 
werden. 

78 . Hier muß die Gemeinschaftsaktion die allgemei- 
nen LeiÜinien der Telekommunikationspolitik be- 
rücksichtigen, insbesondere hinsichtlich des Wettbe- 
werbs auf dem Dienstmarkt. Aufgabe ist es daher 
nicht, diese Branche unmittelbar finanziell zu unter- 
stützen; vielmehr soll durch Anreize unter Einhaltrmg 
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der Wettbewerbsregeln die normgerechte Entwick- 
lung transeuxopäischer Unterstützungsdienste geför- 
dert werden, die die Basis für eine gemeinsame 
Architektur des Telematikverbunds von Verwaltun- 
gen bilden können. 

79 . Zu beachten ist schließlich, daß die Dienstkate- 
gorien, die sich am besten für den Austausch zwischen 
Verwaltungen eignen, auch von sämtlichen Wirt- 
schaftsteilnehmem am häufigsten genutzt werden. 
Eine Initiative, die die Bereitstellung eines Angebots 
an transeuropäischen Unterstützungsdiensten fördert, 
dürfte daher der gesamten Gemeinschaft, insbeson- 
dere kleinen und mittleren Unternehmen, zugute 
kommen. 


D. Finanzierung 

80. Es wird vor geschlagen, nur die Anfangsphase 
— d. h. die Durchführbarkeitsstudien (einschließlich 
Validierung der Lösungen) zur Festlegung techin- 
scher Spezifikationen für die Datennetze zwischen 
einzelstaatlichen und/oder Gemeinschaf tsverwaltun- 
gen — sowie die horizontalen Arbeiten (Interoperabi- 
lität der Netze) aus dem Gemeinschaftshaushalt zu 
finanzieren. So würde über den Gemeinschaftshaus- 
halt die Einleitung der Projekte ermöglicht, die eine 
koordinierte Finanzierung durch die Mitgliedstaaten 
erfordern. 

81 . Der gleiche Vorschlag gilt für einen noch festzu- 
setzenden Mindestanteil der Implementierungsko- 
sten sowie vorübergehend für die Kosten des Netzbe- 
triebs, sofern dieser Gemeinschaftsbeitrag notwendig 
ist, um die Inbetriebnahme der Netze in den wichtig- 
sten, insbesondere den der Aufhebung der Binnen- 
grenzen betroffenen Bereichen zu gewährleisten. 

Vorteile einer solchen Kofinanzierung wären die 
beschleunigte Implementierung der vorrangigsten 
Netze, die Gewährleistung der Interoperabilität sowie 
die Pilot- und Katalysatorfunktion für die Entwicklung 
weiterer Netze nach denselben Spezifikationen und 
Protokollen. 

82 . Kurz, die Aktion IDA würde sämtliche Vorarbei- 
ten, Durchführbarkeitsstudien und Harmonisierungs- 
maßnahmen für Projekte von gemeinsamem Interesse 
finanzieren. Hinzu käme die Übernahme eines gerin- 
gen Teils der Ausgaben für den Aufbau und Betrieb 
der Netze, die den vorrangigsten Projekten entspre- 
chen. 

83 . Wie bereits erwähnt, müssen die Verwaltungen 
der Randstaaten der Gemeinschaft, in denen die 
Einführung der Informatik in der Regel weniger 
vorangeschritten ist, erhebliche Investitionen vorneh- 
men, um sich auf gleicher Ebene am Aufbau der 
Telematiknetze zu beteiligen, die zur Erfüllung der 
Verträge notwendig sind. Im Hinblick auf die Stär- 
kung des wirtschaftlichen imd sozialen Zusammen- 
halts sollten daher die betroffenen Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit prüfen, durch entsprechende Interventio- 
nen aus den Strukturfonds, insbesondere aus dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, einen 
Beitrag zur Entwicklung und zum Ausbau der Infor- 
matiksysteme für die betreffenden Verwaltungen zu 


leisten. Mit einer solchen Initiative werden diese 
Länder nicht nur die Wirtschaftsteünehmer der betref- 
fenden Branchen, sondern die Untemehmensstruktur 
sämtlicher Wirtschaftszweige unterstützen, die über- 
wiegend aus KMU bestehen. Die Auswirkungen die- 
ser Aktion gehen daher weit über die bloße Umstel- 
lung der Verwaltungen auf Informatik hinaus und 
führen zu einer wesentlichen Stärkung des wirtschaft- 
LLchen imd sozialen Zusammenhalts. 

84 . Die Höhe der so bereitgestellten Mittel wird zu 
einem späteren Zeitpunkt im Zuge der Durchführbar- 
keitsstudien festgelegt. 


V. Koordinierung der einzelstaatlichen Politiken 

85 . Die Realisienmg des transeuropäischen Telema- 
tikverbunds von Verwaltungen erfordert eine enge 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten untereinander 
sowie zwischen diesen und den Gemeinschafts Orga- 
nen bzw. -gremien. Denn der Aufbau und der Betrieb 
dieser Netze sind nur möglich, wenn alle Beteiligten in 
ihren jeweiligen Verwaltungsbereichen ihren Beitrag 
dazu leisten. Dabei sind die gemeinsamen Regeln zu 
beachten, die in großen Zügen mit den verabschiede- 
ten Leitlinien und im einzelnen durch die Aktion IDA 
vorgegeben sind. 

Um den lückenlosen Telematikverbund sicherzustel- 
len, müssen alle Beteiligten ihren Beitrag erbringen; 
andernfalls werden sich für die gesamte Gemeinschaft 
ernsthafte Probleme bei der Verwaltung des Gemein- 
schaftsraums ergeben. Die Erfahnmg zeigt, daß jegli- 
ches Versäumnis einer Verwaltxmg ihr nicht nur 
erhebliche Schwierigkeiten in den Beziehungen zu 
ihren Partnern bereiten kann; vielmehr schadet es 
sowohl diesen Beziehungen als auch der Gemein- 
schaft, da der Informationsaustausch behindert und 
die Gemeinschaft in ihrer normalen Arbeitsweise 
gehemmt wird. 

Diese starke Interdependenz aller Beteiligten, die für 
die traditionellen Beziehimgen zwischen den Mit- 
gliedstaaten und Gemeinschaftsorganen bzw. -gre- 
mien charakteristisch ist, sollte durch eine Struktur 
der partnerschaftlichen Zusammenarbeit gesteuert 
werden, 

86. Jeder Mitgliedstaat ist für seinen Beitrag zustän- 
dig, den er im Rahmen seiner Politik zur Einführung 
der Informatik bei seinen Verwaltungsdienststellen 
nach den oben erwähnten gemeinsamen Regeln lei- 
stet. Diese sollen die Interoperabilität irmerhalb eines 
Netzes eine unerläßliche Voraussetzung für den Infor- 
mationsaustausch in einem Verwaltungsbereich — 
sowie zwischen spezifischen Netzen gewährleisten. 
Die Nutzung gemeinsamer Bestandteile durch meh- 
rere spezifische Netze soll mengenbedingte Rationa- 
lisierungseffekte ermöglichen tuid den notwendigen 
Datenaustausch gewährleisten, Angesichts der Trag- 
weite der zu bewältigenden Aufgaben erweist sich 
daher die Koordinierung der einzelstaatlichen Politi- 
ken für die erfolgreiche Einführung des Telematikver- 
bunds von Verwaltungen als unerläßlich. 

87 . Die Kommission hat diese Koordtnierungsauf ga- 
ben bereits in Angriff genommen und die Arbeits- 
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gruppe TAG (Telematics in Administrations Group) 
eingesetzt, der die nationalen Beauftragten für Ver- 
waltungsinformatik angehören. Diese Gruppe soll zur 
Einrichtimg und Weiterentwicklung des Telematik- 
verbimds von Verwaltungen beitragen, den die Schaf- 
fung eines europäischen Verwaltungsraums erfordert; 
sie soll vor allem die Fortschritte der auf nationaler 
und europäischer Ebene genehmigten Aktionen über- 
wachen und durch angemessene Koordinierung för- 
dern. 

88. Die TAG-Mitglieder haben mit der Koordinie- 
rung in ihren jeweiligen Verwaltungen eine an- 
spruchsvolle Aufgabe zu bewältigen. Angesichts der 
Tragweite der Problematik sollten in jedem Mitglied- 
staat auf höchster Entscheidungsebene Maßnahmen 
getroffen werden, um diese Koordinierung imd die 
effektive Mitwirkimg jedes Mitgliedstaats beim Auf- 
bau der Telematiknetze zu erleichtern. 

89 . Die Koordinierung durch die TAG ist während 
der Implementierung der Netze besonders wichtig, 
muß jedoch zur ständigen Aufgabe werden, um künf- 
tig die kohärente Weiterentwicklimg der nationalen 
Netzabschnitte imd deren Interoperabilität sicherzu- 
stellen. In ihrer Mitteilung über Telematiknetze hat 
die Kommission bereits eine Reihe von Problemen 
aufgezeigt, die alle Mitgliedstaaten beim Aufbau vind 
Betrieb der Netze zu lösen haben, \md die Einführung 
einer gemeinsamen Koordinienmgsstruktur vorge- 
schlagen. Hierzu könnte die Rolle der TAG ausgebaut 
werden. Die Kommission schlägt vor, diese Gruppe zu 
institutionalisieren und bei Bedarf in Untergruppen 
aufzuteilen, die spezifische Bereiche koordinieren, 
ohne die Eigenverantwortimg jedes Partners für sei- 
nen Systemabschnitt zu beeinträchtigen. In Fragen, 
die IDA betreffen, wendet sich die Kommission eben- 
falls an die TAG. 

90 . Folgende Punkte können innerhalb der TAG 
behandelt werden: 

— Im Rahmen der gemeinsamen Verantwortung der 
Partner muß die TAG zur Koordinierung aller 
Beteiligten in bezug auf die globalen, bereichsspe- 
zifischen und bereichsübergreifenden Strategien, 
die Entwicklimg, den Aufbau imd Betrieb des 
Telematikverbunds von Verwaltungen beitragen; 
hinzu konunt die Koordinierung der Kofinanzie- 
rung (Umlegung der Kosten auf die Partner, Moda- 
htäten der gemeinsamen Finanzierung zentraler 
bzw. verteilter Systeme, Beauftragung eines Part- 
ners mit dem Management gemeinsamer Systeme 

USW.); 

— Überwachung der Umsetzung der Leitlinien, ins- 
besondere was die Durchführung der Projekte von 
gemeinsamem Interesse und den Beitrag der ein- 
zelnen Partner betrifft; Veranschlagung der Mittel 
zur Überwindung der Schwierigkeiten, die wäh- 
rend der Arbeiten auftreten; 

— Festlegimg gemeinsamer Regeln und Methodiken, 
wie sie auch im Rahmen von IDA erarbeitet wer- 
den, insbesondere in bezug auf die Interoperabili- 
tät in technischer (Architekturen imd Normen) und 
administrativer Hinsicht; 


— Koordinierung der Anlagen, die gegebenenfalls 
eine Konvergenz zu einer gemeinsamen Anlagen- 
politik ermöglicht; 

— Festlegung gemeinschaftlicher Verpflichtungen 
der Partner, um ihren Beitrag zum Aufbau und 
Betrieb der Netze nach gemeinsamen Regeln zu 
gewährleisten; 

— stufenweise Einführung gemeinschaftlicher Me- 
chanismen für das effiziente System- und Netz- 
management. 


VI. Subsidiarität 

91 . Wie in Punkt 2 dieser Mitteilung erläutert, ent- 
spricht der Einsatz optimaler Telematikwerkzeuge, 
-Systeme und -netze durch die betreffenden Verwal- 
tungen der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 
einer eindeutigen Notwendigkeit. Diese ergibt sich 
aus den immer umfangreicheren und komplexeren 
Daten, die zu verarbeiten und auszutauschen sind, um 
die Aufgaben der Gemeinschaft wahrzunehmen. Sie 
ist Voraussetzung für die uneingeschränkte Entwick- 
lung des Binnenmarktes, die Wahrnehmung der vier 
im Vertrag verankerten Gnmdfreiheiten, die Ausar- 
beitung und effiziente Abwicklung der Gemein- 
schaftspohtiken sowie die Verbesserung des Ent- 
scheidungsprozesses in der Gemeinschaft. 

Angesichts des Charakters dieser Aktion ist natürhch 
die wichtigste Voraussetzung für die Entwicklung der 
Netze, daß die betreffenden Verwaltungen ihre jewei- 
lige Verantwortung in technischer, administrativer 
und finanzieller Hinsicht voll übernehmen. Daher ist 
eine echte Partnerschaft zwischen allen betroffenen 
Verwaltungen unerläßlich. 

Die Berücksichtigung der spezifischen Probleme von 
Insel-, Einschluß- und Randgebieten der Gemein- 
schaft ermöghcht ferner einen wesentlichen Beitrag 
zur Stärkung des wirtschaftiichen und sozialen 
Zusammenhalts . 

92 . Die Gemeinschaft ihrerseits muß zunächst die 
Koordinierung der einzelstaatlichen Politiken im 
Bereich der Verwaltungstelematik fördern und die 
Instrumente zur Steuerung des Aufbaus und Einsatzes 
gemeinsamer Systeme und Netze einführen, deren 
sich auch ihre eigenen Organe bedienen werden. 

Anderseits bestätigen die Erfahrungen mit den 
Gemeinschaftsprogrammen INSIS und CADDIA, daß 
sich die Interoperabilität der Systeme und Netze, an 
die zahlreiche spezifische Verwaltungen der 12 Mit- 
gliedstaaten und der Gemeinschaftsorgane ange- 
schlossen sind, nur darm effizient und wirtschaftlich 
erreichen läßt, wenn die Entwicklung der entspre- 
chenden Werkzeuge von der Gemeinschaft unter- 
stützt wird. Dabei sind die Zuständigkeiten aller 
Beteiligten zu beachten. 

Die Gemeinschaft leistet nur daim einen Beitrag zum 
Aufbau des Telematikverbunds von Verwaltungen, 
wenn die Ziele nicht von den Mitghedstaaten selbst 
erreicht werden können, und sich angesichts der 
Dimensionen und Auswirkungen der vorgesehenen 
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Aktion besser auf Gemeinschaftsebene verwirklichen 
lassen. 

Dieser Beitrag wird seine volle Wirkung erzielen, 
wenngleich er nur einen geringen Prozentsatz der 
Gesamtmittel darstellt, die die Beteiligten für den 
Aufbau und Betrieb der Netze in den kommenden fünf 
Jahren bereitstellen müssen. 


VII. Schlußfolgerungen 

93. Aus der vorhegenden Mitteilung geht hervor, 
daß die Gemeinschaft Telematiknetze zwischen den 
einzelstaathchen und gemeinschaftiichen Verwaltun- 
gen einrichten muß, um den Gemeinschaftsraum 
effizient zu verwalten, insbesondere im Hinbhck auf 
die Aufhebung der Binnengrenzkontrollen. 

Aus dieser Perspektive wird dem Rat und dem Euro- 
päischen Parlament vor geschlagen, die beüiegenden 
Vorschläge für folgende Rechtsakte zu billigen: 

94. Entscheidung des Rates über Leitlinien für den 
transeuropäischen Telematikverbund von Verwaltun- 


gen, Diese Entscheidung führt zur Festlegimg der 
Leitlinien für den Telematikverbund von Verwaltun- 
gen, in denen die Ziele, Prioritäten, Hauptaktionsli- 
nien imd Projekte von gemeinsamem Interesse vorge- 
geben sind. 

95- Entscheidung des Rates über eine mehrjährige 
Aktion zur Unterstützung des transeuropäischen Tele- 
matikverbunds für den Datenaustausch zwischen Ver- 
waltungen (IDA). Diese Aktion bildet den Gemein- 
schaftsbeitrag zum Aufbau des transeuropäischen 
Telematikverbunds von Verwaltimgen, der durch 
eigenverantwortliche Leistungen der Mitgliedstaaten 
zu ergänzen ist. Hierfür wird die Einsetzung eines 
Beratenden Ausschusses vorgeschlagen. 

96. Darüber hinaus soUte der Rat die Kommission 
auffordem, Sondienmgsgespräche zunächst mit den 
EFTA- und anschheßend mit den mittel- und osteuro- 
päischen Ländern aufzunehmen, um zu prüfen, inwie- 
weit eine Ausdehnrmg des transeuropäischen Tele- 
matikverbunds von Verwaltungen auf diese Länder 
von Interesse wäre, und über die Ergebnisse dieser 
Gespräche zu berichten. 
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Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über Leitiinien für den transeuropäischen 
Teiematikverbund von Verwaitungen 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über eine mehrjährige Gemeinschaftsaktion 
zur Unterstützung des transeuropäischen Telematikverbunds für den Datenaustausch 
zwischen Verwaltungen (IDA) 


Begründung 


1 - Die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft zur 
Errichtung des Binnenmarktes sehen Maßnahmen 
vor, die einen umfangreichen Informationsaustausch 
zwischen Einzelpersonen, Wirtschaftsteilnehmem 
xmd den zuständigen Verwaltimgen beinhalten, 

2 . Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten müs- 
sen daher wirksame Maßnahmen ergreifen, um die 
eingegangenen Verpflichtungen innerhalb der fest- 
gelegten Fristen zu erfüllen. Dabei handelt es sich vor 
allem um die Aufhebimg der Kontrollen an den 
Binnengrenzen der Gemeinschaft imd generell um 
die Verwirklichimg der vier Grundfreiheiten — des 
freien Personen-, Waren-, Kapital- xmd Dienstlei- 
stimgsverkehrs — sowie um gemeinsame politische 
Maßnahmen. Die zxmehmende Komplexität xmd 
schrittweise Integration der Entscheidxmgsabläxife 
axif Gemeinschaftsebene erfordern ferner eine effi- 
zientere Gestaltxmg der entsprechenden Mecha- 
nismen. 

Die Entwicklxmg der Exiropäischen Union führt zxir 
Festlegxmg zahlreicher neuer Regeln in der Gemein- 
schaft; daher sind Systeme einzxiführen, die die An- 
wendxmg xmd Wirksamkeit dieser Regeln ermögli- 
chen. 

3 . Bei den Maßnahmen, die diese Entwicklxmg erfor- 
dert, muß gewährleistet sein, daß die Verwaltxmgen 
der Mitgliedstaaten xmd der Gemeinschaft zxir Verar- 
beitxmg xmd zum Austausch der entsprechenden 
Informationen optimale Werkzeuge, Systeme xmd 
Telematiknetze einsetzen. 

Werden diese Maßnahmen nicht ordnxmgsgemäß xmd 
fristgerecht dxirchgeführt, so wird es den Mitglied- 
staaten xmd der Gemeinschaft vor allem an effizienten 
Mitteln zxir Betrugsfahndxmg xmd -bekämpfxmg feh- 
len, sobald die herkömnüichen Kontrollen dxirch den 
grenzfreien Exiropäischen Wirtschaftsraum aufgeho- 
ben werden. 

4 - Das hohe Aufkommen xmd die Vielfalt von Infor- 
mationen, die die Verwaltxmgen iimerhalb bestimm- 
ter Fristen verarbeiten bzw. austauschen müssen, 
lassen sich nxir mit hochentwickelten EDV-Systemen 
xmd Telekommxmikationsnetzen bewältigen. 

5 . Die nachstehend vorgeschlagenen Maßnahmen 
sollen es einzelstaatlichen Verwaltxmgen xmd Ge- 


meinschaftsorganen ermöglichen, die für das Fxmktio- 
nieren des Binnenmarktes xmd gemeinsame politische 
Aktionen notwendigen Informationen über den trans- 
exiropäischen Telematikverbxmd zu verarbeiten xmd 
auszutauschen. 

6. Die Gemeinschaft muß einen Rahmen für ihren 
Beitrag zxim Axifbau des transexiropäischen Telema- 
tikverbxmds von Verwaltxmgen festlegen, sofern die 
Ziele der geplanten Aktion nicht hinreichend von den 
Mitgliedstaaten verwirklicht xmd daher angesichts 
der Dimensionen xmd Auswirkxmgen der betreffen- 
den Aktion besser axif Gemeinschaftsebene erreicht 
werden können. 

7 . Gemäß den Bestimmxmgen der Verträge xmd 
aufgrxmd der Aktionen, die seit mehreren Jahren über 
gemeinschaftliche Pilotprogramme dxirchgeführt 
werden, schlägt die Kommission zur Verwirklichimg 
dieser Ziele vier Maßnahmenkomplexe vor. 

8- Zxmächst die Festlegxmg von Leitlinien für Aktio- 
nen, die die Verwaltxmgen der Mitgliedstaaten xmd 
der Gemeinschaft zur Implementierxmg des trans- 
europäischen Telematikverbxmds durchführen müs- 
sen, über den sie die erforderlichen Informationen 
verarbeiten xmd austauschen können. 

9 . Zweitens die Verabschiedxmg einer mehrjährigen 
Aktion mit der Bezeichnxmg IDA (Interchange of Data 
between Administrations) als Gemeinschaftsbeitrag 
zur Durchführxmg der Projekte von gemeinsamem 
Interesse xmd Aktionen, die die Interoperabüität der 
betreffenden transexiropäischen Netze erfordert. 

10 . Drittens die Einsetzxmg eines hochrangigen 
Koordinierxmgsausschusses, der die Kommission bei 
der Durchführxmg der mehijährigen Aktion IDA 
xmterstützt. 

11 . Schließlich wird vorgeschlagen, Sondierxmgs- 
gespräche mit Drittstaaten, insbesondere den EFTA- 
Ländem einzuleiten, um festzusteUen, inwieweit die 
Ausdehnxmg des Telematikverbxmds auf diese Län- 
der die Verwaltxmg des Exiropäischen Wirtschafts- 
raxuns erleichtern könnte. 
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Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über Leitlinien für den 
transeuropäischen Telematikverbund von Verwaltungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellimgnahme des Exiropäischen Parla- 
ments^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Binnenmarkt stellt einen Raum ohne Biimengren- 
zen dar, in dem der freie Waren-, Personen-, Dienst- 
leistungs- und Kapitalverkehr gewährleistet sein muß. 
Zur Verwirklichung dieser Freiheiten sehen die ver- 
abschiedeten bzw. in der Beschlußphase stehenden 
Rechtsakte Maßnahmen vor, die einen umfangrei- 
chen Informationsaustausch zwischen Einzelperso- 
nen, Wirtschaftsteilnehmem und den zuständigen 
Verwaltungen beinhalten. Dieser maßgebende Aus- 
tausch kann durch einen transeuropäischen Verbund 
gewährleistet werden. 

Mit dem Aufbau des transeuropäischen Verbimds soll 
dieser Informationsaustausch konkret sichergestellt 
werden, um das Funktionieren des Binnenmarktes in 
verschiedenen Bereichen zu ermöglichen. Dabei han- 
delt es sich insbesondere um die Folgen der Aufhe- 
bung der Grenzkontrollen, die uneingeschränkte 
Wahrnehmung der vier Grundfreiheiten, die Unter- 
stützung der Gemeinschaftspolitiken und die Ent- 
scheidimgsabläufe der Gemeinschaft. 

Das einwandfreie Funktionieren des Biimenmarktes 
setzt eine engere Zusammenarbeit als zuvor zwischen 
den Verwalhmgen der Mitgliedstaaten voraus, und 
erfordert einen wesentlich umfangreicheren systema- 
tischen Informationsaustausch innerhalb sehr kurzer 
Fristen, die nur durch intensive Nutzung von Telema- 
tiksystemen eingehalten werden können. Hierzu 
bedarf es interner Informationsaustauschsysteme, die 
mit denen der übrigen Verwaltungen kompatibel und 
interoperabel sind. Die Implementierung dieser 
Systeme erfordert nationale Aktionen und Ressour- 
cen, die gegebenenfalls durch Gemeinschaftsmittel 
zu ergänzen sind. 

Der transeuropäische Telematikverbimd von Verwal- 
tungen ist wesentlicher Bestandteil der tr ans europäi- 
schen Telekommunikationsnetze. 

Wichtig für den Binnenmarkt ist die Förderung des 
freien Waren-, Dienstleistungs-, Personen- und Kapi- 
talverkehrs zwischen der Gemeinschaft und Drittlän- 


1) ABI. Nr 

2) ABI. Nr 


dem, insbesondere denen der Exiropäischen Freihan- 
delszone. Dieser Verkehr erfordert den Austausch von 
Informationen zwischen den Verwaltxmgen der be- 
treffenden Länder xmd mithin eine Zusammenarbeit 
mit diesen, um Telematikprojekte von gemeinsamem 
Interesse zu fördern xmd die Interoperabilität der 
Netze zu gewährleisten. 

Es bedarf einer hinreichenden Koordinierxmg der 
Mitgliedstaaten dxirch entsprechende Gemeinschafts- 
aktionen, xim den Aufbau xmd Betrieb des Telematik- 
verbxmds von Verwaltxmgen kohärent zu gestalten. In 
Ermangelxmg einer Gemeinschaf tsentscheidxmg zxim 
Aufbau des trans exiropäischen Telematikverbxmds 
von Verwaltxmgen bestünde die Gefahr, daß die 
Anschlußfähigkeit xmd Interoperabilität sowie der 
xmeingeschränkte Zugang zu diesen Netzen nicht 
gewährleistet wären. 

Der Vertrag sieht für den Erlaß dieser Entscheidxmg 
keine anderen Befugnisse vor als die in Artikel 235 
genannten — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Mit dieser Entscheidxmg werden Leitlinien festge- 
legt, in denen die Ziele, Prioritäten xmd Hauptaktions- 
linien sowie Projekte von gemeinsamem Interesse für 
den transexiropäischen Telematikverbxmd von Ver- 
waltxmgen vorgegeben sind. 


Artikel 2 

Der transexiropäische Telematikverbxmd von Ver- 
waltxmgen soll dxirch die gemeinsame Nutzxmg von 
Telematiknetzen zxir Verwaltxmg eines Gemein- 
schaftsraums ohne Btnnengrenzen beitragen. 


Artikel 3 

Im Hinblick axif das in Artikel 2 vorgegebene Ziel 
werden folgende Prioritäten gesetzt: 

— Rasche Einführxmg von Telematiksystemen, xim 
dem Bedarf an Informationsaustausch gerecht zu 
werden, der sich aus der Aufhebxmg der Kontrollen 
an den Binnengrenzen xmd der Verschärf xmg der 
Kontrollen an den Axißengrenzen der Gemein- 
schaft ergibt; 

— Förderxmg der xmeingeschränkten Ausübxmg des 
Rechts auf freien Waren-, Dienstleistxmgs-, Perso- 
nen- xmd Kapitalverkehr innerhalb der Gemein- 
schaft; 
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— Förderung der Abwicklung gemeinsamer Politi- 
ken, die zum einwandfreien Funktionieren des 
grenzfreien Gemeinschaftsraums beitragen; 

— Förderung der Anpassimg der Entscheidimgsab- 
läufe in der Gemeinschaft; 

— Fördenmg der mittelfristigen Weiterentwicklimg 
imd Konvergenz lauffähiger Systeme zu einer 
gemeinsamen Telematikarchitektur, die eine Op- 
timienmg der Informationsflüsse imd Senkimg der 
Betriebskosten ermöglicht; 

— Förderung der Interoperabilität der Informations- 
systeme durch kompatible administrative Verfah- 
ren imd Mechanismen, Festlegung gemeinsamer 
technischer Spezifikationen und Harmonisierung 
der zugrunde gelegten Normen; 

— Förderung der Einführung eines hinreichenden 
Angebots an transeuropäischen Unterstützungs- 
diensten wie elektronische Post, Dateitransfer und 
universeller Zugang zu Datenbanken. 


Artikel 4 

Im Hinblick auf das in Artikel 2 vorgegebene Ziel 
werden folgende Hauptaktionslinien festgelegt: 


Bereichsspezifische Aktionen 

— Festlegung technischer Spezifikationen für Tele- 
matiknetze, die zur Durchführung der Projekte von 
gemeinsamem Interesse beitragen; hierzu werden 
Durchführbarkeitsstudien, gegebenenfalls mit ei- 
ner Validationsphase, erstellt; 

— Aufbau dieser Netze durch die betreffenden Part- 
ner, Integration der Netze in ein Projekt von 
gemeinsamem Interesse imd Sicherstellung der 
Wartung und Weiterentwicklung, insbesondere 
der zur Verwaltung des Binnenmarktes notwendi- 
gen Netze; 

— Einleitung gemeinsamer Initiativen zur Beschleu- 
nigung der Inbetriebnahme spezifischer Telema- 
tiknetze, wenn sehr kurze Fristen gemeinsame 
Sondermaßnahmen der einzelstaatlichen und Ge- 
meinschaftsverwaltungen erfordern; 

— Einführung der Mechanismen und Verfahren zur 
gemeinsamen Nutzung der lauffähigen Netze und 
Durchführung der Projekte von gemeinsamem 
Interesse. 


Horizontale Aktionen 

— Erarbeitung gemeinsamer Architekturen zur Si- 
cherstellung der Interoperabilität der verschiede- 
nen Netze. Hierzu sind nach Möglichkeit bewährte 
Technologien und marktgängige Produkte einzu- 
setzen. Diese Aktion führt zur Übernahme gemein- 


samer Werkzeuge wie Normen, Netzarchitekturen 
und Unterstützungsdienste; 

— Fördenmg der Bereitstellung von Unterstützungs- 
diensten wie elektronische Post, Zugang zu Daten- 
banken und Dateitransfer, um die Weiterleitung 
der Informationen zwischen den betreffenden Stel- 
len zu gewährleisten; 

— Einleitung einer Aufklänmgskampagne bei den 
Verwaltungen, die von der Problematik des trans- 
europäischen Telematikverbunds direkt oder indi- 
rekt betroffen sind; 

— Einführung der Mechanismen für die Zusammen- 
arbeit zwischen den Verwaltungen der Gemein- 
schaft und denen von Drittländern. 


Artikels 

Zum Aufbau des transeuropäischen Telematikver- 
bunds von Verwaltungen gemäß vorliegender Ent- 
scheidung werden Projekte von gemeinsamem Inter- 
esse durchgeführt. Die vorgesehenen Projekte sind in 
Anhang I aufgelistet. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten stellen einerseits die notwendi- 
gen finanziellen, technischen und administrativen 
Mittel bereit und führen andererseits die organisato- 
rischen Maßnahmen ein, die zur Verwirklichung der 
Projekte von gemeinsamem Interesse für den trans- 
europäischen Telematikverbund von Verwaltungen 
erforderlich sind. 


Artikel 7 

Die Kommission ist befugt, Verhandlungen mit 
Drittländern aufzunehmen, die zu Vereinbarungen 
mit der Gemeinschaft über ihre Mitwirkung an Pro- 
jekten von gemeinsamem Interesse gemäß Anhang I 
führen können. Sie ist ferner befugt, Verbesserungen 
hinsichtlich der Interoperabilität zwischen den Tele- 
matiknetzen der Verwaltungen dieser Länder und 
denen der Mitgliedstaaten vorzunehmen. 


Artikels 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten 
gerichtet, 

Artikel 9 

Diese Entscheidung tritt 21 Tage nach der Veröf- 
fentlichung im' Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 
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Anhang I 


Projekte von gemeinsamem Interesse — Transeuropäischer Telematik verbünd von Verwaltungen 


1. Aufhebung der Kontrollen an den 
Binnengrenzen 

— Kontrolle der Außengrenzen 

— Kontrolle der Statistiken über den innergemein- 
schaftlichen Handel 

— Kontrolle der Betrugsbekämpfung 

^ — Kontrolle des freien Personenverkehrs 

— Kontrolle der indirekten Steuern 

2. Uneingeschränkte Wahrnehmung der vier 
Gnmdlreiheiten 

— Freier Warenverkehr 

— Freier Dienstleistungsverkehr 


— Freier Personenverkehr 

— Freier Kapitalverkehr 

3. Unterstützung der Gemeinschaftspolitiken 

— Abwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik 

— Abwicklung der Umweltpolitik 

— Abwicklung der Wettbewerbspolitik 

— Abwicklung der Aus- und Weiterbildungspolitik 

4. Entscheidungsabläufe der Gemeinschaft 
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Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über eine mehrjährige Gemeinschaftsaktion 
zur Unterstützung des transeuropäischen Telematikverbunds für den Datenaustausch 
zwischen Verwaltungen (IDA) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat die Entscheidung [ . . . ] 2) über Leitlinien für 
den transeuropäischen Telematikverbund von Ver- 
waltungen verabschiedet. 

Mit seinem Beschluß 85/214/EWG vom 26. März 
1985^) übertrug der Rat aufgrund des Berichtes der 
Kommission und der gemäß dem Beschluß 
82/607 /EWG vom 28. Juli 1982 5) unterbreiteten Vor- 
schläge der Kommission die Zuständigkeit für die 
Durchführung der Koordinierungsmaßnahmen, die zur 
Spezifikation, Einführung und Nutzung der CADDIA- 
Telematiksysteme (Datenaustausch in den Berei- 
chen Landwirtschaft, Zoll und Statistik) durch die 
Mitgliedstaaten und die Kommission selbst nach 
einem abgestimmten Entwicklungsprogramm erfor- 
derlich sind. Da zum Zeitpunkt des obengenannten 
Beschlusses kein abgestimmtes Entwicklungspro- 
gramm vorlag, wurde die Geltungsdauer des 
Beschlusses zunächst auf zwei Jahre begrenzt und lief 
am 2. April 1987 ab. In seiner Entscheidung 
86/23/EWG vom 4. Februar 1986®) legte der Rat die 
Durchführungsbestimmungen für das CD -Projekt des 
langfristigen Entwicklungsprogramms CADDIA fest. 
Mit seinem Beschluß 87/288/EWG vom 1. Juni 1987 7) 
verlängerte der Rat die Geltungsdauer des Beschlus- 
ses 85/214/EWG vom 26. März 1985 um fünf Jahre; sie 
lief somit am 31. Mai 1992 ab. 

Mit seinem Beschluß 82/869/EWG vom 13. Dezember 
1982®) verfügte der Rat die Einführung eines inter- 
institutionellen Informationssystems der Gemein- 
schaft (INSIS) für den elektronischen Informationsaus- 
tausch zwischen den Verwaltungen der Gemeüi- 
schaftsorgane und der Mitgliedstaaten. 


1) ABI. Nr 

2) ABI. Nr 

3) ABI. Nr 

4) ABI. Nr. L 96/35 vom 3. April 1985. 

5) ABI. Nr. L 247/25 vom 23. Augiist 1982. 

6) ABI. Nr, L 33 vom 8. Februar 1986. 

7) ABI. Nr. L 145/86 vom 5. Juni 1907. 

8) ABI. Nr. L 368/40 vom 28. Dezember 1982. 


Mit dem Beschluß 91/385/EWG vom 22. Juli 1991 9) 
führte der Rat eine zweite Phase des Programms 
TEDIS (Trade Electronic Data Interchange Systems) 
ein, die vor allem einen wichtigen Beitrag zu den 
Normungsarbeiten für den elektronischen Datenaus- 
tausch (EDI) leistete. 

Die Entscheidung 91/353/EWG vom 7. Juni 1991^®) 
über ein spezifisches Programm für Forschung und 
technologische Entwicklung im Bereich der aUge- 
meinrelevanten Telematiksysteme (1990 bis 1994) 
sieht die technologische Unterstützung beim Aufbau 
des transeuropäischen Verbunds von Verwaltungen 
vor. 

Es bedarf einer Aktion, die den Aufbau europaweiter 
Dienste durch die Verwaltungen der Gemeinschaft 
fördert, um der EG-Industrie neue Impulse zu verlei- 
hen. 

Es empfiehlt sich dazu, mit Drittländern zusammenzu- 
arbeiten, um Projekte von gemeinsamem Interesse zu 
fördern und die Interoperabilität der Telematiknetze 
der Verwaltungen zu gewährleisten. 

Die Gemeinschaft muß deshalb einen Rahmen für den 
Beitrag der Gemeinschaft zum Aufbau des transeuro- 
päischen Telematikverbunds von Verwaltungen fest- 
legen, sofern die Ziele der geplanten Aktion nicht 
hinreichend von den Mitgliedstaaten verwirklicht und 
daher angesichts der Dimensionen und Auswirkun- 
gen der betreffenden Aktion besser auf Gemein- 
schaftsebene erreicht werden können. 

Der Vertrag sieht für den Erlaß dieser Entscheidung 
keine anderen Befugnisse vor als die in Artikel 235 
genannten — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Hiermit wird die mehrjährige Gemeinschaftsaktion 
IDA (Datenaustausch zwischen Verwaltungen), nach- 
stehend „Aktion" genannt, eingeführt. Die Laufzeit 
der Aktion beträgt fünf Jahre und beginnt am Tag des 
Inkrafttretens dieser Entscheidung. 

Artikel 2 

Ziel der Aktion ist es, 

— die in der Entscheidung [. . .]^^) festgelegten Pro- 
jekte von gemeinsamem Interesse für den Telema- 
tikverbund von Verwaltungen in der Gemein- 


9) ABI, Nr. L 208/66 vom 30. JuH 1991. 

10) ABI. Nr. L 192/18 vom 16. Juli 1991. 
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Schaft ZU unterstützen. Dieser Verbund dient dem 
Austausch von Informationen, Daten und Doku- 
menten, die für die Tätigkeiten der Gemeinschaft, 
insbesondere für die Vollendung und das ein- 
wandfreie Funktionieren des Binnenmarktes, er- 
forderlich sind; 

— die Interoperabilität der Telematiknetze und 
-anwendungen zu gewährleisten. 


Artikel 3 

Der Inhalt der Aktion ist in Anhang I definiert. 


Artikel 4 

1. Die Aktion wird in enger Abstimmung mit derzei- 
tigen oder geplanten Politiken und Aktionen der 
Gemeinschaft durchgeführt, die der Vollendung 
und dem einwandfreien Funktionieren des Binnen- 
marktes dienen. 

2. Diese Koordinienmg gilt vor allem für das spezifi- 
sche FuE-Programm „Allgemeinrelevante Tele- 
matiksysteme" sowie für folgende Bereiche; trans- 
europäische Telekommunikationsnetze, Sicher- 
heit der Informationssysteme, Normimg, Informa- 
tionsaustausch in den verschiedenen Verwaltungs- 
bereichen, Rechts- und Vertraulichkeitsaspekte, 
die sich aus der Einführung der Telematiknetze 
ergeben. 


Artikel 5 

Die Kommission ist befugt, mit Drittländern Abkom- 
men auszuhandeln, um sie ganz oder teilweise in die 
vorgesehene Aktion einzubeziehen. 


Artikel 6 

1. Die Kommission ist für die Durchführung der 

Aktion zuständig. 

2. Das in Artikel 7 festgelegte Verfahren gilt für: 

— das Arbeitsprogramm von Durchführbarkeits- 
studien; 

— die Übernahme der Empfehlungen der Durch- 
führbarkeitsstudien; 

— Fortschritte beim Aufbau und Betrieb spezifi- 
scher transeuropäischer Telematiknetze; 

— die Festlegung technischer Verbundlösungen 
für die Interoperabilität der Telematiknetze und 
-anwendimgen. 


Artikel 7 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuß mit 
beratender Funktion unterstützt, der sich aus den 
Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt imd 
in dem der Vertreter der Kommission den Vorsitz 
führt. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt dazu innerhalb 
einer Frist Stellung, die der Vorsitzende unter 
Berücksichtigimg der Dringlichkeit der betreffen- 
den Frage, gegebenenfalls im Abstimmungsver- 
fahren, festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird zu Protokoll genommen; 
ferner kann jeder Mitgliedstaat fordern, seinen 
Standpunkt in das Protokoll aufzunehmen. 

Die Kommission trägt der Stellimgnahme des Aus- 
schusses weitestgehend Rechnung. Sie teilt ihm 
mit, in welcher Weise seine Stellungnahme berück- 
sichtigt wurde. 

3. Der Ausschuß kann alle Fragen im Zusammenhang 
mit dem Datenaustausch zwischen Verwaltimgen 
prüfen. 


Artikel 8 

1. Die Kommission legt dem Rat und dem Europäi- 
schen Parlament jährlich einen Tätigkeitsbericht 
vor. 

2. Zum Abschluß der Aktion IDA legt die Kommission 
dem Rat und dem Europäischen Parlament einen 
Schlußbericht vor, in dem die Verwirklichimg der 
einzelnen Programmziele aufgnmd der Kriterien 
und Indikatoren in Anhang II bewertet und gege- 
benenfalls Vorschläge für weitere Maßnahmen 
unterbreitet werden. 


Artikel 9 

Der Beschluß 82/869/EWG vom 13. Dezember 1982 
wird hiermit aufgehoben. 


Artikel 10 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten 
gerichtet. 


Artikel 11 

Diese Entscheidung tritt 21 Tage nach der Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


25 




Drucksache 12/6793 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Anhang I 


Inhalt der Aktion IDA 


1 . Die Aktion IDA gliedert sich in zwei eng verzahnte 
Abschnitte. 

Abschnitt 1 betrifft die Gemeinschaftsunterstüt- 
zung für Projekte von gemeinsamem Interesse im 
Bereich des elektronischen Austausches von Infor- 
mationen, Daten und Dokumenten zwischen Ver- 
waltimgen innerhalb der Gemeinschaft. 

Abschnitt 2 umfaßt Aktionen, die die Interoperabi- 
lität der Telematiknetze und -anwendungen ge- 
währleisten, ihre Zuverlässigkeit erhöhen und die 
Kosten senken sollen. 

2. Die Projekte von gemeinsamem Interesse zum 
Austausch von Verwaltimgsinformationen, -daten 
und -dokumenten sollen die Entwicklung von 
Systemen für den Austausch spezifischer Daten 
zwischen einzelstaatlichen Verwaltimgen sowie 
zwischen diesen und den Gemeinschaftsorganen 
bzw. -gremien koordinieren imd fördern. 

Die geplanten Aktionen dieses Abschnitts erfolgen 
in Form von Durchführbarkeitsstudien und flankie- 
rende Maßnahmen, 

Die Durchführbarkeitsstudien für Projekte von 
gemeinsamem Interesse umfassen gegebenenfalls 
folgende Phasen: 

— Prüfung der rechtlichen oder praktischen 
Grundlagen auf einzelstaatlicher oder Gemein- 
schaftsebene, die zu einem Informationsaus- 
tausch führen; 

— Prüfimg des Typs und der Modalitäten des 
derzeitigen und voraussichtlichen Austau- 
sches; 

— Beschreibimg der Daten, Informationsflüsse, 
Periodizität, Datenmengen und zulässigen 
Übertragungszeiten; 

— Ermittlimg fehlender Bindeglieder der Telema- 
tikanwendungen, d. h. tatsächlich fehlender 
Bindeglieder oder solcher, die nicht angepaßt 
sind und ersetzt werden müssen; 

— Aufstellimg eines Plans aller einschlägigen 
Aktionen; 

— Prüfung von Problemen der Methodik imd 
Koordinierung; 

— Vorschlag für eine oder mehrere Altemativ- 
bzw. Zusatzempfehlungen für sämtliche Arbei- 
ten und Vorgänge mit entsprechendem Durch- 
führungsplan, Kostenvoranschlag und Risiko - 
bewertimg für alle Strukturen, die zu schaffen 
bzw. zu verändern sind; 

— Validierung wesentlicher Funktionalitäten der 
ausgewählten Lösimgen in verkleinertem Maß- 
stab; 


— Vergleich der vorgeschlagenen Empfehlungen 
mit dem Ergebnis der Validierung; 

— Erstellung der technischen Spezifikationen für 
die Implementierung, Steuerung und Wartimg 
der lauffähigen Systeme. 

Die Durchführbarkeitsstudien werden ergänzt 
durch die laufende Verfolgimg der Maßnahmen, 
die die Verwaltimgen der Mitgliedstaaten, die 
Gemeinschaftsorgane imd -gremien treffen, um 
aufgrund dieser Studien einsatzfähige Telematik- 
netze zu installieren. 

Die flankierenden Maßnahmen für Projekte von 
gemeinsamem Interesse umfassen seitens der 
Gemeinschaft eine teilweise Unterstützimg der 
nationalen Verwaltungen und Gemeinschaftsor- 
gane, um die Durchführung der Projekte zu för- 
dern, falls sich dies im Hinblick auf den Verbimd 
und die Interoperabilität der Gemeinschaftsnetze 
als notwendig erweist. Diese Unterstützimg muß in 
sachgerechter Form erfolgen, wobei vor allem der 
spezifische Bedarf und die strategischen Aspekte 
des jeweiligen Projekts zu berücksichtigen sind. 

Unabhängig von derzeitigen oder künftigen 
Aktionsplänen, sind im Rahmen der flankierenden 
Maßnahmen der Aufbau und Betrieb spezieller 
transeuropäischer Telematiknetze zu fördern; dazu 
gehören insbesondere: 

— Netze für innergemeinschaftliche Statistiken; 

— Netze im Bereich indirekte Steuern imd Zölle; 

— Netze für den Austausch von Veterinär- und 
Pflanzenschutzinformationen; 

— Netze im Bereich der Aus- und Weiterbil- 
dung,- 

— Netze im Bereich der Ausfuhrkontrollen und 
mengenmäßigen Beschränkungen. 

3 . Im Hinblick auf die Interoperabilität der Telematik- 
netze und -anwendungen sind technische Ver- 
bundlösungen aufzuzeigen, die die Kommimika- 
tion zwischen autonomen Informationssystemen 
der Verwaltungen über die Kommunikationsin- 
frastruktur ermöglichen und in bezug auf den 
Systemverbund die Durchführbarkeitsstudien er- 
leichtern, die im Rahmen des ersten Programmab- 
schnitts erstellt werden. 

Nachstehend sind die geplanten Aktionen aufge- 
führt, die die vorhandenen Technologien berück- 
sichtigen: 

— Festlegung der gemeinsamen Telematikarchi- 
tektur und gegebenenfalls Förderung der 
Umstellung von vorhandenen auf gemeinsame 
Architekturen; 
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— Festiegung gemeinsamer Kommunikationspro- 
tokolle imd technischer Schnittstellen zwischen 
autonomen Systemen; 

— Auswahl der Telekommunikationsdienste; 

— Festlegimg detaillierter technischer Verbund- 
vorschriften; 

— Ausarbeitung der Verwaltxmgsvorschriften; 

— Implementierung maßstabsverkleinerter inte- 
grierter Systeme als Demonstrationsplattfor- 
men unter angemessenen Rahmenbedingun- 
gen; 

— Konsultation und Konzertierung aller Beteilig- 
ten, d. h. der Informatikbeauftragten der na- 
tionalen Verwaltxmgen xmd Gemeinschafts- 
organe, Netzbetreiber, Diensterbringer und 
Industrieunternehmen; 


— Berücksichtigung der Arbeiten der europäi- 
schen Normenorganisationen sowie der Tätig- 
keiten auf dem Gebiet der Informationssicher- 
heit xmd Vertraulichkeit der Daten,* 

— zu gegebener Zeit Einbeziehung der FuE- 
Ergebnisse des Rahmenprogramms, die Tele- 
matiksysteme für Verwaltimgen betreffen; 

— Fördenmg der Entwicklimg transeuropäischer 
Unterstützungsdienste nach europäischen xmd 
internationalen Normen, die als Basis für eine 
gemeinsame Architektur dienen können; 

— Aufklärung der Benutzer, insbesondere Aufklä- 
rung imd Schulung der von der Problematik 
transeuropäischer Netze direkt oder indirekt 
betroffenen nationalen Verwaltungen und Ge- 
meinschaftsorgane, Förderung der Koordinie- 
rung imd Überwachung der Abläufe zwischen 
den Verwaltimgen auf einzelstaatlicher imd 
europäischer Ebene. 
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Anhang 11 


Kriterien und Indikatoren für die Bewertung der Aktion IDA 


1, Abschnitt 1: 

Projekte von gemeinsamem Interesse für den 
Austausch von Verwaltungsinformationen, 

-daten und -dokumenten 

a) In bezug auf den Bedarf der Endbenutzer ist 
festzustellen, ob er angemessen berücksichtigt 
wurde und inwieweit die Benutzer mobilisiert wur- 
den. 

b) Bei Projekten von gemeinsamem Interesse sind der 
Stand der Durchführbarkeitsstudien und der Pro- 
jektdurchführung sowie die Einhaltimg der Fristen 
zu bewerten. 

c) In bezug auf die Interoperabilität sind die Lösun- 
gen der jeweiligen Projekte von gemeinsamem 
Interesse und ihre Kompatibilität zu bewerten. 

d) In bezug auf die Informations-, Daten- und Doku- 
mentenübermittlung sind die Effizienz der Verfah- 
ren und die Zufriedenheit der Benutzer zu bewer- 
ten. 


2. Abschnitt 2: 

Interoperabilität der Telematiknetze und 
-anwendungen 

a) In bezug auf die Zusammenschaltimg der Systeme 
ist festzustellen, ob sie angemessen unterstützt 


wurde und pragmatische, effiziente Lösungen bei 
Projekten von gemeinsamem Interesse erarbeitet 
und angewandt wurden. 

b) Hinsichtlich der Methodik für den Einsatz einer 
gemeinsamen Architektur ist zu prüfen, ob techni- 
sche Handbücher normgerecht erstellt und Mana- 
gementvorsctiriften ausgearbeitet wurden, ob sie 
effizient sind und den verschiedenen Anwen- 
dungsgebieten gerecht werden. 

c) In bezug auf die Konzertienmg der Beteiligten ist 
zu prüfen, ob die Aktionen sie ausnahmslos betref- 
fen und inwieweit sie einbezogen wurden. 

d) In bezug auf Normen imd Aspekte der Sicherheit 
und Vertraulichkeit sind der Grad der Konformität 
sowie das Sicherheits- imd Vertraulichkeitsniveau 
pragmatischer Lösungen zu bewerten, die für 
bereichsspezifische Anwendungen bevorzugt 
wurden. 

e) Was den Transfer von FuE -Ergebnissen betrifft, ist 
zu beurteilen, inwieweit sie bei der Durchführung 
der Aktion IDA berücksichtigt wurden. 

f) In bezug auf die Unterstützung, Schulung und 
Aufklärung der Benutzer sind die Effizienz dieser 
Maßnahmen und die Zufriedenheit der Benutzer 
zu bewerten. 
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Finanzbogen (Kurzfassung) zur mehrjährigen Gemeinschaftsaktion für den Datenaustausch 
zwischen Verwaltungen (IDA) 

(Anlage: Ausführlicher Finanzbogen zur Haushaltslinie B5-721) 


1. Inhalt der Aktion IDA 

a) Durchführbarkeit, Validierung, Interoperabilität 
des europäischen Telematikverbunds 

b) Unterstützung beim Aufbau imd Betrieb des 
transeuropäischen Telematikverbimds, insbeson- 
dere in den Bereichen 

bl) innergemeinschaftliche Statistiken (COMEDI) 

b2) indirekte Steuern imd ZöUe 

b3) Austausch von Veterinär- imd Pflanzenschutzin- 
formationen 

b4) Aus- und Weiterbildimg 

b5) Ausfuhrkontrolle und Kontrolle der mengenmäßi- 
gen Beschränkungen 


2. Haushaltslinien 

a) B5-721, ehern. B5-4021 und B5-4022 
bl) B5-722, ehern. B5-605 
b2) B5-7230, ehern. A-354 
b3) B5-7231, ehern. B2-5101 (teilweise) 
b4) B5-7232 

b5) B5-7233, ehern. B5-314 

3, Rechtsgrundlage 

— Artikel 235 EWG-Vertrag 

— Vorschlag für eine Entscheidung des Rates vom. . . 
über Leitlinien für den transeuropäischen Telema- 
tikverbrmd von Verwaltungen 

— Vorschlag für eine Entscheidimg des Rates vom . . . 
über eine mehrjährige Gemeinschaftsaktion zur 
Unterstützung des transeuropäischen Telematik- 
verbimds für den Datenaustausch zwischen Ver- 
waltimgen (IDA) 

— Entschließung des Rates vom 22. Januar 1990 zu 
einer europäischen Infrastruktur (ABI. Nr. C 27 
vom 6. Februar 1990) 

— Schlußfolgerungen des Rates zu transeuropäi- 
schen Netzen vom 31. März 1992 


Weitere Rechtsgrundlagen für spezifische Aktions- 
linien: 

B5-722 

— Ratsverordnimg 3330/91/EWG (INTRASTAT) 

— Vorschlag für eine Entscheidimg des Rates vom . . . 
zur Statistik über den Warenverkehr zwischen 
Mitgliedstaaten 

B5-7230 

— Ratsverordnung 2658/87/EWG (TARIC) 

— Ratsverordnung 1715/90/EWG (RTC) 

— RichÜinien 81/177/EWG und 82/347/EWG 
(TRANSIT) 

— Verordmmg 218/92/EWG (MWSt-Informationen 
imd SCENT/Steuem) 

B5-7231 

— Richtlüüe 90/425/EWG (ANIMO) 

— Richtlinie 92/438/EWG (SHIFT) 

— RichÜinie 77/93/EWG (PHYSAN) 

B5-7233 

— Vorschlag der Kommission vom 31. August 1992 
für eine Verordmmg des Rates über die Kontrolle 
bei der Ausfuhr bestimmter Güter und Technolo- 
gien mit doppeltem Verwendungszweck imd be- 
stimmter Nuklearerzeugnisse imd Technologien 


4. Beschreibung 

4 . 1 Spezifische Ziele 

Durchfühnmg einer Aktion als Gemeinschaftsbeitrag 
zum Einsatz der in den Leitlinien für den transeuro- 
päischen Telematikverbund von Verwaltungen defi- 
nierten Netze. 


4.2 Laufzeit: 1993 bis 1997. 

4.3 Zielgruppen 

Zielgruppen sind die Gemeinschaftsorgane, die Ver- 
walhmgen der Mitgliedstaaten — einschließlich 
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Gebietskörperschaften — , Wirtschaftsteilnehmer so- 
wie in bestimmten Fällen vor allem landwirtschaftli- 
che Vereinigungen, Forschungsinstitute, Hochschu- 
len imd Medien. 


5. Einstufung der Ausgaben bzw. Einnahmen 

Nichtobligatorische Ausgaben; getrennte Mittel. 


6. Art der Ausgaben/Einnahmen 

— Subventionen zu 100% der Kosten für Entwick- 
lung und Einsatz der zentralen Systeme. 

— Die Kofinanzierung erfolgt ausschließlich in Ver- 
bindung mit dem öffentlichen Sektor (Verwaltun- 
gen der Mitgliedstaaten einschließlich Gebietskör- 
perschaften, Gemeinschaftsorgane), gegebenen- 
falls mit Wirtschaftsteilnehmem oder sonstigen 
Quellen der Privatwirtschaft, in Form einer finan- 
ziellen Zusammenarbeit bei der Durchführung der 
vorgesehenen Aktionen. Der öffentliche Sektor 
leistet seinen Beitrag in unterschiedlicher Form, 
d. h. durch Bereitstellung von Führungspersonal 
und technischem Personal, vollständige oder teil- 
weise Übernahme der Kosten für Telekommunika- 
tion imd Wartung, Leasing von Anlagen u. ä. Die 
Einzelheiten der Kofinanzienmg werden Projekt 
für Projekt festgelegt. 

— Die Gemeinschaft unterstützt Diensterbringer und 
Mehrwertnetzbetreiber, was die Einbeziehung 


deklarativer Module und statistischer Auswertun- 
gen in die kommerzielle Software sowie Anpas- 
sungen an die Besonderheiten statistischer Nach- 
richten betrifft. Diese Förderung kaim in Form von 
Zinszuschüssen und Anleihebürgschaften erfol- 
gen, um die notwendigen Investitionen zu erleich- 
tern. Das entsprechende Haushaltsvolumen wird 
mit insgesamt ±5 Mio. ECU veranschlagt. 

Für die — öffentliche oder private — Finanzierung 
dieser Bereiche sind Anreize zu schaffen, da es sich 
um hohe Investitionen handelt, deren Rentabili- 
tätsschwelle häxifig in fernerer Zukunft liegt. Die 
Erfahrung zeigt, daß die Wirtschaftsteilnehmer 
dazu neigen, diese Investitionen zu verschieben, 
da sie kein unmittelbares kommerzielles Interesse 
darin sehen, während sie jedoch für die Dynami- 
sienmg des iimergemeinschaftlichen Handels un- 
erläßlich sind, durch dessen Wachstum sich die 
Investitionen mittelfristig rentabilisieren werden. 


7. Finanzielle Auswirkungen 


7. 1 Gesamtkosten der Aktion (Mio. ECU) 


B5-721 

180 

B5-722 

75 

B5-7230 bis B5-7233 

85 

INSGESAMT 

340 


7.2 Vorläufiger Zeitplan für Verpflichtungsermächtigungen (Mio. ECU) 



Haushalt 

1993 

Vorläufige Planung 

Insgesamt 

1994 

1995 

1996 

1997 

1993 bis 1997 

B 5-721 

17 

23 

50 

48 

42 

180 

B 5-722 

0 

10 

20 

23 

22 

75 

B 5-7230 bis 

B 5-7233 

13 

17 

20 

19 

16 

85 

Insgesamt 

30 

50 

90 

90 

80 

340 


8. Schutzbestimmungen gegen Mißbrauch 

Die Subventionen bzw. die Erbringung der geforder- 
ten Leistungen werden von den Dienststellen der 
Kommission vor der Zahlimg geprüft, wobei die ver- 
traglichen Verpflichtungen und das Prinzip der Wirt- 
schaftlichkeit der Haushaltsfühlung zu berücksichti- 
gen sind. Schutzbestimmimgen gegen Mißbrauch 
(Kontrolle, Vorlage von Berichten usw.) sind in allen 
Vereinbarungen und Verträgen enthalten, die zwi- 
schen der Kommission und den Zahlungsempfängern 
geschlossen werden. 


9. Elemente der Kosten-ZNutzenanalyse 


9.1 Ziele 

Die geplante Aktion ist zur Verwirklichimg eines 
übergeordneten Ziels notwendig, das sowohl die 
Mitgliedstaaten als auch die Gemeinschaft betrifft: 
Gewährleistung der einwandfreien Verwaltung eines 
Gemeinschaftsraums ohne Biimengrenzen durch ge- 
meinsamen Einsatz von Werkzeugen, Systemen und 
Telematiknetzen. 
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Dabei geht es vor allem um die Vollendung und das 
Funktionieren des Binnenmarktes, u. a. um die Auf- 
hebung der Binnengrenzkontrollen, um die Verwirk- 
lichung und uneingeschränkte Wahrnehmung der 
vier Gnmdfreiheiten sowie um die Abwicklung imd 
Koordinierung der gemeinsamen Poütiken. 

Ziel der Aktion ist es, sofern dies für notwendig 
erachtet wird und das Engagement der Mitgliedstaa- 
ten es gestattet, die Gemeinschaft beim Aufbau der 
transeuropäischen Telematiknetze zu unterstützen, 
die in den Leitlinien definiert sind. 


9.2 Begründung 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten müssen 
wirksame Maßnahmen ergreifen, um die eingegange- 
nen Verpflichtungen zu erfüllen. Dabei ist dafür zu 
sorgen, daß die betreffenden einzelstaatlichen imd 
Gemeinschaftsverwaltungen sowie Wirtschaftsteil- 
nehmer und andere Stellen zur Verarbeitung und zum 
Austausch einschlägiger Informationen — die rasch 
an Umfang und Komplexität zunehmen — optimale 
Werkzeuge, Systeme und Telematiknetze einsetzen 
können. 

Werden diese Maßnahmen lücht rechtzeitig durchge- 
führt, um iimerhalb der in den Verträgen vorgegebe- 
nen Fristen brauchbare Ergebnisse zu erzielen, so 
wird es den Mitgliedstaaten imd der Gemeinschaft vor 
allem an effizienten Mitteln zur Betrugsfahndimg und 
-bekämpfung fehlen, sobald die herkömmlichen Kon- 
trollen durch den Wirtschaftsraum ohne Biimengren- 
zen aufgehoben werden. 

Die Erfahrungen mit den Gemeinschaftsprogrammen 
INSIS und CADDIA bestätigen, daß sich die Interope- 
rabilität der Systeme und Netze, an die zahlreiche 
spezifische Verwaltungen der 12 Mitgliedstaaten und 
der Gemeinschaftsorgane angeschlossen sind, nur 
dann effizient und wirtschaftlich erreichen läßt, wenn 
die Entwicklung der entsprechenden Werkzeuge von 
der Gemeinschaft imterstützt wird. Dabei sind die 
Zuständigkeiten aller Beteüigten zu beachten. 


Die Gemeinschaft leistet nur dann einen Beitrag zum 
Aufbau des Telematikverbimds von Verwaltungen, 
wenn die Ziele nicht von den Mitgliedstaaten selbst 
erreicht werden können und sich angesichts der 
Dimensionen imd Auswirkungen der vorgesehenen 
Aktion besser auf Gemeinschaftsebene verwirklichen 
lassen. 

Dieser Beitrag wird seine volle Wirkung erzielen, 
wenngleich er nur einen geringen Prozentsatz der 
Gesamtmittel darstellt, die die Beteiligten für den 
Aufbau und Betrieb der Netze in den kommenden fünf 
Jahren bereitstellen müssen. 

Es bedarf einer hinreichenden Koordinierung zwi- 
schen den Mitgliedstaaten durch entsprechende 
Gemeinschaftsaktionen, um die Kohärenz beim Auf- 
bau und Betrieb des Telematikverbunds von Verwal- 
tungen zu gewährleisten. In Ermangelung einer 
Gemeinschaftsaktion zum Aufbau des transeuropäi- 
schen Telematikverbunds von Verwaltungen be- 
stünde die Gefahr, daß die Anschlußfähigkeit und 
Interoperabilität sowie der uneingeschränkte Zugang 
zu diesen Netzen nicht gewährleistet wären. 


9.3 Folgemaßnahmen und Bewertung der Aktion 

Grundsätzlich wird jedes Projekt einmal pro Jahr 
bewertet; aufgrund der so erfaßten Daten wird ein 
Gesamtbericht erstellt. Mit der Bewertung soll eine 
Gruppe unabhängiger Sachverständiger beauftragt 
werden. 

Bei Beendigung der Aktion wird ein Schlußbericht 
erstellt, in dem die Verwirklichung der einzelnen 
Ziele durch unabhängige Sachverständige zu bewer- 
ten ist. 


Anlage: Finanzbogen B5-721. 
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Finanzbogen 

Artikel B5-721: 

Durchführbarkeit, Validierung, Interoperabilität des transeuropäischen Telematikverbunds 
von Venvaltungen 


Bewilligte Mittel 1992 

Beantragte Mittel 1993 

Abweichung in % 

Mittelbindungen 

Zahlungen 

Mittelbindungen 

Zahlungen 

Mittelbindungen 

Zahlungen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 350 000 

8 200 000 

17 000 000 

9 000 000 

+ 131,3 

+9,76 


1. Titel 

Durchführbarkeit, Validierung, Interoperabilität des 
transeuropäischen Telematikverbunds von Verwal- 
tungen. 


2. Haushaltslinien 

B5-721, ehern. B5-4021 und B5-4022. 


3. Rechtsgrundlage 

— Artikel 235 EWG-Vertrag, 

— Vorschlag für eine Entscheidung des Rates vom . . . 
über Leitlinien für den transeuropäischen Telema- 
tikverbund von Verwaltimgen, 

— Vorschlag für eine Entscheidung des Rates vom. . . 
über eine mehrjährige Gemeinschaftsaktion zur 
Unterstützimg des transeuropäischen Telematik- 
verbunds für den Datenaustausch zwischen Ver- 
waltungen (IDA), 

— Entschließung des Rates vom 22. Januar 1990 zu 
einer europäischen Infrastruktur (ABI. Nr. C 27 
vom 6. Februar 1990), 

— Schlußfolgenmgen des Rates zu transeuropäi- 
schen Netzen vom 31. März 1992. 


4. Beschreibung 

4J Spezifische Ziele 

— Durchführung einer Aktion als Gemeinschaftsbei- 
trag zum Einsatz der in den Leitlinien für den 
transeuropäischen Telematikverbund von Verwal- 
timgen definierten Netze. 


Die Leitlinien decken sämtliche Aktionen ab, die 
einzelstaatliche und Gemeinschaftsverwaltungen 
durchführen müssen, um einen transeuropäischen 
Telematikverbund zur Verarbeitung und zum Aus- 
tausch der Informationen aufzubauen, die das 
einwandfreie Funktionieren des Binnenmarktes 
und die Abwicklung der Gemeinschaftspolitiken 
erfordern. 

Die Aktion finanziert sämtliche Vorarbeiten, d. h. 
die Durchführbarkeitsstudien für Projekte von 
gemeinsamem Interesse sowie die Harmonisie- 
rungsmaßnahmen zur Gewährleistung der Inter- 
operabilität der Netze. 

— In die Aktion werden vor allem die Tätigkeiten 
einbezogen, die bislang im Rahmen der Pro- 
gramme INSIS (Interinstitutionelles Informations- 
system) imd CADDIA (System zur Datenübertra- 
gung in den Bereichen ZoU, Landwirtschaft imd 
Außenhandel) erfolgten. 

Mit der Neugestaltimg imd Integration von INSIS 
soU vor allem zur Verbesserung der Entschei- 
dungsabläufe in der Gemeinschaft beigetragen 
werden, an denen alle Gemeinschaftsorgane und 
alle Mitgliedstaaten über ihre ständigen Vertre- 
tungen sowie die einzelstaatlichen Ministerien 
und Dienststellen in Verbindung mit den Gemein- 
schaftsorganen zu beteiligen sind. 


4.2 Laufzeit: 1993 bis 1997. 


4.3 Zielgruppen 

Gemeinschaftsorgane, Verwaltungen der Mitglied- 
staaten, Wirtschaftsteilnehmer, Gebietskörperschaf- 
ten. 
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5. Einstufung der Ausgaben bzw. Einnahmen 

Nichtobligatorische Ausgaben, getrennnte Mittel. 


6. Art der Ausgaben bzw. Einnahmen 

Mit dieser Aktion werden alle im Arbeitsprogramm 
vorgesehenen Maßnahmen einschließlich der erfor- 
derlichen Dienste zu 100 % finanziert. Diese Maßnah- 
men erfolgen jedoch im Rahmen von Projekten, für die 
zusätzliche Mittel in imterschiedlicher Form von den 
Partnern bereitgestellt werden. 

Die Kofinanzierung erfolgt ausschließlich in Verbin- 
dung mit dem öffentlichen Sektor (Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten einschließlich Gebietskörperschaf- 
ten, Gemeinschaftsorgane) und gegebenenfalls mit 
Wirtschaftsteilnehmem oder sonstigen Quellen der 
Privatwirtschaft, in Form einer finanziellen Zusam- 
menarbeit bei der Durchführung der vorgesehenen 
Aktionen. Der Öffentliche Sektor leistet seinen Beitrag 
in unterschiedlicher Form, d. h. durch Bereitstellimg 
von Führungspersonal tmd technischem Personal, 
vollständige oder teilweise Übernahme der Kosten für 
Telekommunikation und Wartrmg, Leasing von Anla- 
gen u. ä. 

Die Einzelheiten der Kofinanzierung werden Projekt 
für Projekt festgelegt. 


7. Finanzielle Auswirkungen 

7.1 Berechnungsweise für die Gesamtkosten der 
Aktion 

Der Mittelbedarf für die Gemeinschaftsfinanzierung 

der Vorarbeiten zum Aufbau der Netze über einen 

Zeitraum von fünf Jahren wird nach folgenden 

Gesichtspimkten veranschlagt: 

— Voraussichtlich werden in diesen fünf Jahren im 
Durchschnitt drei Durchführbarkeitsstudien pro 
Mitgliedstaat erforderlich sein, d. h. insgesamt 
36 Studien, von denen nur drei Viertel einen 
Validienmgsteil enthalten müssen. Die Erfahrun- 
gen mit den Programmen CADDIA und INSIS 
zeigen, daß die Kosten einer kompletten Durch- 
führbarkeitsstudie durchschnittlich 5 Mio. ECU 
betragen tmd sich auf 0,5 Mio. ECU reduzieren, 
wenn der Vahdierungsteil nicht benötigt wird. 

— Für die horizontalen Arbeiten, die die Interopera- 
bilität betreffen (gemeinsame Architekturen, Nor- 
men) werden insgesamt 21 Mio. ECU veran- 
schlagt. 

— Die Kosten der Aktionen zur gegenseitigen Auf- 
klärung und Schulung lassen sich mit 8 Mio. ECU 
beziffern. 


Daraus ergibt sich folgender detaillierter Kostenvor- 
anschlag: 

— Durchführbarkeitsstudien 
über den Binnenmarkt 

und Gemeinschaftspolitiken*) 129 Mio. ECU 

— Durchführbarkeitsstudien 
über die Entscheidungsabläufe 

in der Gemeinschaft*) 22 Mio. ECU 

— Horizontale Aktionen zur 

Interoperabilität 21 Mio. ECU 

— Aktionen zur gegenseitigen 

Aufklärung und Schulung 8 Mio. ECU 

Insgesamt 180 Mio. ECU 

(ohne Verwaltimgsausgaben) 


*) Beinhaltet die Durchführbarkeit, die VaUdiening und die 
Unterstützung der Durchführung, mit Ausnahme von sekto- 
riellen Aktionsplänen zur Fördenmg des Aufbaus imd 
Betriebs spezifischer transeuropäischer Telematiknetzen. 


7.2 Aufschlüsselung nach Aktionsabschnitten 


Für 1993 ist folgende Aufschlüsseltmg vorgesehen (m 
Mio. ECU) 


Aufschlüsselimg 

Haus- 

halt 

1992 

Haus- 

halt 

1993 

Abwei- 
chimg 
in % 

Durchführbarkeitsstudien 
über den Binnenmarkt 
und die Gemeinschafts- 
politiken*) 


13 


Durchführbarkeitsstudien 
über die Entscheidtmgs- 
abläufe in der Gemein- 
schaft*) 

7,35 

2 


Horizontale Aktionen zxir 
Interoperabilität 


1 


Aktionen zur gegen- 
seitigen Aufklärung und 
Schulung 


1 


Summe (Mio. ECU) 

7.351) 

17 

131,3 


1) B 5-4021 (INSIS) und B 5-4022 (CADDIA). 
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Vorläufige Aufschlüsselung für die Jahre 1993 bis 1997 (in Mio. ECU) 


Aufschlüsselimg 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

Insgesamt 

Durchführbarkeitsstudien für den 
Binnenmarkt und die Gemein- 
schaf tspolitiken * ) 

13 

15 

32 

37 

32 

129 

Durchführbarkeitsstudien über die 
Entscheidungsabläufe in der Ge- 
meinschaft*) 

2 

3 

5 

6 

6 

22 

Horizontale Aktionen zur Interope- 
rabilität 

1 

4 

11 

3 

2 

21 

Aktionen zur gegenseitigen Aufklä- 
rung und Schulung 

1 

1 

2 

2 

2 

8 

Summe 

17 

23 

50 

48 

42 

180 


•) Beinhaltet die Durchführbarkeit, die Validierung und die Unterstützung der Durchführung, mit Ausnahme von sektoriellen 
Aktionsplänen zur Förderung des Aufbaus und Betriebs spezifischer transeuropäischer Telematiknetzen. 


7.3 Vorläufiger Zeitplan für Verpflichtungsermächtigungen (in Mio. ECU) 


Haushalt 1992 

Haushalt 1993 

Vorläufige Planimg 

Insgesamt 

1994 

1995 

1996 

1997 

1993 bis 1997 

7,351) 

17 

23 

50 

48 

42 

180 


1) B 5-4021 (INSIS) und B 5-4022 (CADDIA) 
Zeitraum: 1993 bis 1997. 


8. Schutzbestimmungen gegen Mißbrauch 

Die Subventionen bzw. die Erbringung der geforder- 
ten Leistungen, Durchführbarkeits- und Validie- 
rungsstudien werden von den Dienststellen der Kom- 
mission vor der Zahlung geprüft, wobei die vertragli- 
chen Verpflichtungen und das Prinzip der Wirtschaft- 
lichkeit der Haushaltsfühnmg zu berücksichtigen 
sind. Schutzbestimmungen gegen Mißbrauch (Kon- 
trolle, Vorlage von Berichten usw.) sind in allen 
Vereinbarungen imd Verträgen enthalten, die zwi- 
schen der Kommission und den Zahlungsempfängern 
geschlossen werden. 


9. Elemente der Kosten-ZNutzenanalyse 

9A Ziele 

Die Aktion zur Durchführbarkeit, Validierung und 
Interoperabilität ist zur Verwirklichung eines überge- 
ordneten Ziels notwendig, das sowohl die Mitglied- 
staaten als auch die Gemeinschaft betrifft: Gewährlei- 
stung der einwandfreien Verwaltung eines Gemein- 
schaftsraums ohne Binnengrenzen durch gemeinsa- 
men Einsatz von Werkzeugen, Systemen und Telema- 
tiknetzen. 

Dabei geht es vor allem um die Vollendung und das 
Funktionieren des Binnenmarktes, u. a. um die Auf- 
hebung der Binnengrenzkontrollen, um die Verwirk- 
lichung und imeingeschränkte Wahrnehmung der 
vier Grundfreiheiten sowie um die Abwicklung und 


Koordinierung der gemeinsamen Politiken. Dieses 
übergeordnete Ziel wird nach Leitlinien verwirklicht, 
die von den Mitgliedstaaten festzulegen sind. 

Ziel der Aktion ist es, sofern dies für notwendig 
erachtet wird imd das Engagement der Mitgliedstaa- 
ten es gestattet, die Gemeinschaft beim Aufbau der 
transeuropäischen Telematiknetze zu unterstützen, 
die in den Leitlinien definiert sind. 

Die Aktion umfaßt zwei Abschiütte. Der erste, be- 
reichsspezifische Abschnitt umfaßt Tätigkeiten zur 
Unterstützung der Projekte von gemeinsamem Inter- 
esse und dient zur Festlegung der Spezifikationen für 
die transeuropäischen Telematiknetze, die die einzel- 
staatlichen und Gemeinschaftverwaltungen benöti- 
gen. Mit den horizontalen Tätigkeiten des zweiten 
Abschnitts sollen die Interoperabilität der Netze 
gewährleistet, ihre Zuverlässigkeit erhöht und die 
Kosten gesenkt werden. 


9.2 Begründung 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten müssen 
wirksame Maßnahmen ergreifen, um die eingegange- 
nen Verpflichtungen zu erfüllen. Dabei ist dafür zu 
sorgen, daß die betreffenden einzelstaatlichen imd 
Gemeinschaftsverwaltungen zur Verarbeitung und 
zum Austausch einschlägiger Informationen — die 
rasch an Umfang und Komplexität zunehmen — 
optimale Werkzeuge, Systeme und Telematiknetze 
einsetzen können. 
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Werden diese Maßnahmen nicht rechtzeitig durchge- 
führt, um innerhalb der in den Verträgen vorgegebe- 
nen Fristen Ergebnisse zu erzielen, so wird es den 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft vor allem an 
effizienten Mitteln zur Betmgsfahndung und 
-bekämpfung fehlen, sobald die herkömmlichen Kon- 
trollen durch den Wirtschaftsraum ohne Binnengren- 
zen aufgehoben werden. 

Die Erfahrungen mit den Gemeuischaftsprogrammen 
INSIS und CADDIA bestätigen, daß sich die Interope- 
rabilität der Systeme imd Netze, an die zahlreiche 
spezifische Verwaltungen der 12 Mitgliedstaaten und 
der Gemeinschaftsorgane angeschlossen sind, nur 
dann effizient imd wirtschaftlich erreichen läßt, wenn 
die Entwicklung der entsprechenden Werkzeuge von 
der Gemeinschaft unterstützt wrird. Dabei sind die 
Zuständigkeiten aller Beteiligten zu beachten. 

Die Gemeinschaft leistet nur dann einen Beitrag zum 
Aufbau des Telematikverbimds von Verwaltungen, 
wenn die Ziele nicht von den Mitgliedstaaten selbst 
erreicht werden können und sich angesichts der 
Dimensionen und Auswirkungen der vorgesehenen 
Aktion besser auf Gemeinschaftsebene verwirklichen 
lassen. 

Dieser Beitrag wird seine volle Wirkung erzielen, 
wenngleich er nur einen geringen Prozentsatz der 
Gesamtmittel darstellt, die die Beteiligten für den 
Aufbau und Betrieb der Netze in den kommenden fünf 
Jahren bereitstellen müssen. 

Der erste Abschnitt der Aktion besteht in der bereichs- 
spezifischen Gemeinschaftsunterstützung für Pro- 
jekte von gemeinsamem Interesse. 

Zur Durchführung dieser Projekte sind zunächst Spe- 
zifikationen für den transeuropäischen Telematikver- 
bund festziüegen; hierzu werden Durchführbarkeits- 
studien erstellt, die gegebenenfalls eine Validie- 
rungsphase umfassen. Die Spezifikationen für einzel- 
staatliche Verwaltungen und Gemeinschaftsorgane 
müssen identisch sein. Die Probleme, die sich aus den 
Abweichungen zwischen den Mitgliedstaaten (Orga- 
nisation, Heterogenität der Systeme usw.) ergeben, 
und die Notwendigkeit einer systematischen Durch- 
führung der entsprechenden Gemeinschaftspolitiken 
erfordern eine Koordinierung durch die Gemeinschaft. 

Der zweite Abschnitt besteht aus horizontalen Aktio- 
nen zur Gewährleistimg der Interoperabilität der 
Netze. Sie erfolgen unmittelbar im Rahmen der 
gemeinschaftlichen Telekommunikations-, Nor- 
mungs- und Informationsmarktpolitik. Diese Aktio- 
nen betreffen die Festlegung gemeinsamer Architek- 
turen, die systematische Anwendung europäischer 
Normen, die Aufklärung und Schiilung der Benutzer 
sowde die Bereitstellung der Unterstützungsdienste 
für den Betrieb des transeuropäischen Verwaltungs- 
verbunds, der einen Vorläufermarkt für diese Dienste 
bilden dürfte. 

Es bedarf einer himeichenden Koordinierung zwi- 
schen den Mitgliedstaaten durch entsprechende Ge- 
meinschaftsaktionen, um die Kohärenz beim Aufbau 
imd Betrieb des Telematikverbunds von Verwaltun- 
gen sicherzustellen. In Ermangelung einer Gemein- 
schaftsaktion zum Aufbau des transeuropäischen 
Telematikverbunds von Verwaltungen bestünde die 


Gefahr, daß die Anschlußfähigkeit und Interoperabi- 
lität sowie der uneingeschränkte Zugang zu diesen 
Netzen nicht gewährleistet wären. 

9,3 Folgemaßnahmen und Überwachung der Aktion 

— Leistungsindikatoren: 

In der Durchführbarkeitsstudie sind für jedes Pro- 
jekt die gesetzten Ziele anzugeben. Dabei kann es 
sich um quantitative und/oder qualitative Ziele 
handeln. Zu den quantitativen Zielen gehören 
beispielsweise die Zahl der auf elektronischem 
Wege zu übermittelnden Dokumente und die 
jeweiligen Übertragungszeiten. Als Beispiel seien 
ferner genannt: die Anzahl der Netzspezifikatio- 
nen, der gemeinsamen Architekturen und der 
vorhandenen Netze, die auf eine gemeinsame 
Architektur umzustellen sind. 

Zu den qualitativen Zielen gehören z. B. die erhöhte 
Übertragungssicherheit und eine größere Flexibili- 
tät bei der Verwendung von MHS-Produkten. 

— Modalitäten und Zeitabstände der Bewertungen: 

Gnmdsätzlich wdrd jedes Projekt einmal pro Jahr 
bewertet; aufgrund der so erfaßten Daten wird ein 
Gesamtbericht erstellt. Mit der Bewertimg soll eine 
Gruppe unabhängiger Sachverständiger beauf- 
tragt werden. 

Bei Beendigung der Aktion wird ein Schlußbericht 
erstellt, in dem die Verwdrklichimg der einzelnen 
Ziele durch unabhängige Sachverständige zu be- 
werten ist. 


9.4 Kohärenz mit der Finanzplanung 

9.4.1 Die Aktion ist in der Finanzplammg der GD für 
die betreffenden Jahre vorgesehen. 

9.4.2 Ziel der Aktion fügt sich in die übergeordnete 
Zielsetzung des Aufbaus transeuropäischer 
Telekommunikationsnetze ein. 

9.4.3 Die wichtigsten Unsicherheitsfaktoren betref- 
fen die Fähigkeit der einzelstaatlichen Verwal- 
timgen, sich dem notwendigen Informations- 
austausch zur Vollendimg des Binnenmarktes 
anzupassen. 


10. Verwaltungsausgaben 

(Teil A des Haushalts 1993 bis 1997) 

10.1 Dienstleistungserbringer 

A-1178 

Gesamtausgaben: 940 000 ECU/Jahr. 

Ab 1993 werden für die Abwicklung einer Aktion 
diesen Umfangs voraussichtlich zehn Dienstleistimgs- 
erbringer für folgende Aufgaben benötigt: 

— 2 A für die fünf Projekte von gemeinsamem Inter- 
esse, die die Aufhebung der Binnengrenzkontrol- 
len betreffen; 
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— 2 A für die vier Projekte von gemeinsamem Inter- 
esse, die die Wahmehmimg der vier Gnmdfreihei- 
ten betreffen; 

— 2 A für die vier Projekte von gemeinsamem Inter- 
esse zur Unterstützimg der Gemeinschaftspoliti- 
ken; 

— 1 A für das Projekt von gemeinsamem Interesse, 
das sich auf die Entscheidungsabläufe in der 
Gemeinschaft bezieht; 

— 1 B für die Verwaltimg; 

— 2 C für das Sekretariat. 


10.2 Abgestellte nationale Sachverständige 
A-1520 

Gesamtausgaben: 210 000 ECU/Jahr. 

Die Überwachung der Maßnahmen der Mitgliedstaa- 
ten zum Aufbau des Telematikverbimds von Verwal- 
timgen erfordert sechs abgestellte nationale Beamte, 
d. h. je einen Beamten für zwei Mitgliedstaaten. 


10.3 Betriebskosten 
A-238 

16 Stellen, insgesamt 320 000 ECU/Jahr. 

10.4 Sachverständigensitzungen 
A-250 

Gesamtausgaben: 2 200 000 ECU/Jahr. 

Die Koordinierung der Projekte von gemeinsamem 
Interesse, die die Wirts chaftsteilnehmer betreffen, 
erfordert sechs Sachverständigensitzimgen pro Jahr 
für jedes der 14 Projekte, d. h. jährlich 84 Sitzungen 
(18 000 ECU pro Sitzung). 

Hinzu kommen je sechs Sitzimgen zur Bewertimg von 
Angeboten (18 000 ECU/Sitzimg) für den Durchführ- 
barkeitsteil imd die fünf Diirchfühiungsbereiche, d. h. 
insgesamt 36 Sitzungen/Jahr. 


10.5 Veranstaltung von Konferenzen 
A-2550 

Gesamtausgaben: 500 000 ECU/Jahr. 

Im Durchschnitt sind jährlich drei bereichsübergrei- 
fende (je 100 000 ECU) und fünf bereichsspezifische 


Konferenzen (je 40 000 ECU) zu veranstalten, an 
denen die Vertreter der einzelstaatlichen Verwaltim- 
gen teilnehmen. Diese Konferenzen finden gegebe- 
nenfalls in den Mitgliedstaaten statt. 


10.6 A ussch ußsi tz ungen 
A-2510 

Gesamtausgaben: 1 100 000 ECU/Jahr. 

Der in der Ratsentscheidung vorgesehene IDA- Aus- 
schuß löst die beiden Ausschüsse der Aktionen INSIS 
und CADDIA ab. 

Der Ausschuß könnte acht Unterausschüsse bilden 
(drei Ausschüsse für Durchführbarkeit, Validierung 
imd Interoperabilität; fünf Ausschüsse für die Durch- 
führungsbereiche) . 

Das ergibt neim Ausschüsse, die durchschnittlich 
10 Sitzungen pro Jahr abhalten, d. h. 90 Sitzimgen/ 
Jahr mit Kosten von jeweils 12 000 ECU. 


10.7 Dienstreisen 
A-130 

Gesamtausgaben: 300 000 ECU/Jahr. 

Dienstreisen werden von den Dienstleistungserbrin- 
gem imd den ab gestellten nationalen Beamten 
zwecks Teilnahme an den Konferenzen in den Mit- 
gliedstaaten und zur Überwachung der Projekte von 
gemeinsamem Interesse bei den einzelstaatlichen 
Verwaltungen angetreten. 


10.8 Veröffentlichungen 
A-3410 

Gesamtausgaben: 300 000 ECU/Jahr. 

Beschreibungen der Arbeiten, die Projekte von ge- 
meinsamem Interesse und die Interoperabilität der 
Netze betreffen, sind in allen Amtssprachen zu veröf- 
fentlichen. 

Gesamtsumme Teil A des Haushalts; 5 870 000 ECU/ 
Jahr. 
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Bericht der Abgeordneten Dorle Marx, Franz Heinrich Krey und Wolfgang Luder 


/. Zum Beraiungsverfahren 

Die in der Anlage wiedergegebene EG-Vorlage 
wurde auf Drucksache 12/5749 Nr. 3.2 vom 24. Sep- 
tember 1993 an den Innenausschuß federführend und 
an den Ausschuß für Post und T elekommunikation, an 
den EG-Ausschiiß und an den Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Post und Telekommunikation hat in 
seiner 46. Sitzung vom 27. Oktober 1993 das Ratsdo- 
kument Nr. 5521/93 beraten imd dem federführenden 
Innenausschuß empfohlen, die Bundesregierung zu 
bitten, in Brüssel darauf hinzuwirken, daß von ver- 
bindhchen Regelimgen imd Maßnahmen sowie von 
Förderprogrammen der Gemeinschaft betreffend den 
transeuropäischen Telematikverbund von Verwal- 
tungen abgesehen wird. Für den Fall, daß dies nicht 
durchsetzbar sei, unterstütze der Ausschuß die Hal- 
tung der Bimdesregierung, daß nach Inkrafttreten des 
Vertrages von Maastricht ein Wechsel der Rechts- 
grundlage von Artikel 235 nach Artikel 129 b bis d des 
EG-Vertrages ausgeschlossen werde. 

Der EG- Ausschuß hat in seiner 41. Sitzimg am 10. No- 
vember 1993 von der Vorlage — Rats.-Dok. 
Nr. 5521/93 — Kenntnis genommen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzimg am 
24. Juni 1993 die Vorlage auf Empfehlimg seines 
Unterausschusses zu Fragen der EG einvemehmhch 


bei Abwesenheit der Vertreter der Gruppen BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN imd der PDS/Linke Uste — bei 
Unterstützung der Haltung der Bundesregierung — 
zur Kenntnis genommen. 

Der Innenausschuß hat die Unterrichtung durch die 
Bundesregierung in seiner 87. Sitzung am 19. Januar 
1994 beraten und einstimmig für die anliegende 
Beschlußempfehlimg gestimmt. 


IL Zur Begründung 

Seitens der Bundesregierung wurde dargelegt, sie 
habe über denEU-Telekommunikationsrat Bedenken 
gegen die Projekte erhoben. Die Ratspräsidentschcift 
sei dem Vorsdüag gefolgt, zunächst eine Bedarfsstu- 
die zu erstellen. Des weiteren hat die Bundesregie- 
rung Bedenken unter dem Aspekt der Rechtsgrund- 
lage geäußert. 

Der Innenausschuß hat betont, es gehe um ein Groß- 
projekt zur Informationsvemetzung. Dieses sei insbe- 
sondere problematisch, solange noch nicht feststehe, 
welche datenschutzrechtlichen Regelungen auf EG- 
Ebene gelten sollten. Der Ausschuß hat auch im 
Hinblick auf entstehende Kosten empfohlen, vor wei- 
teren Überlegungen in bezug auf einen transeuropäi- 
schen Telematikverbund eine gründliche Bedarfsana- 
lyse durchzuführen. 


Bonn, den 27. Januar 1994 


Dorle Marx Franz Heinrich Krey Wolf gang Lüder 

Berichterstatterm Berichterstatter 
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